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Immobilienrettung
Jeder, der ein Darlehen zu bedienen hat  

kann in eine Zwangslage geraten. 
Es gibt kein allgemein gültiges Rezept. 

Individuelle Lösungen müssen her! 

Rufen Sie an!  03362/88 38 30

BHI
Bernd Hundt ImmoBIlIen
Ihr Partner im östlichen Berliner umland

Der neue
Kia Niro Hybrid.
Denk einfach mal größer.

Kia Niro 1.6 GDI Hybrid
Edition 7

€ 29.900,-
Jetzt für:

Abbildung zeigt kostenpflichtige Sonderausstattung.

Mit dem neuen Kia Niro Hybrid kannst du einfach
größer denken ‐ in jeder Hinsicht. Du brauchst mehr
Raum für deine Ideen? Der Kia Niro Hybrid gibt ihn
dir. Du willst elektrisch fahren, ohne extern laden zu
müssen? Kannst du: dank idealem Zusammenspiel
aus Elektroantrieb und Verbrennungsmotor.¹ Ganz
nebenbei genießt du auch die Vorzüge hochwertiger
und nachhaltiger Materialien im Innenraum.
Überzeuge dich selbst bei einer Probefahrt.

Kia Niro 1.6 GDI Hybrid Edition 7 (Super/ 6-
Gang-Doppelkupplungsgetriebe) 103,6 kW
(141 PS): Kraftstoffverbrauch in l/100 km
kombiniert: innerorts 3,4; außerorts 3,6;
kombiniert 3,4. CO2-Emission: kombiniert 79
g/km. Effizienzklasse: A+.2

Autohaus Kuchenbecker
GmbH & Co. KG
Langewahler Straße 19 a | 15517 Fürstenwalde
Tel.: 03361 / 74970 | Fax: 03361 / 749729
www.kia-kuchenbecker.de

1 In bestimmten Situationen wird auch im Elektro-Modus der
Verbrennungsmotor automatisch aktiviert ‐ zum Beispiel wenn der
Ladezustand der Hybridbatterie unter ein bestimmtes Niveau sinkt,
der Beschleunigungsbedarf hoch ist oder der Fahrzeuginnenraum
beheizt werden soll.

2 Die Angaben beziehen sich nicht auf ein einzelnes Fahrzeug und sind
nicht Bestandteil des Angebots, sondern dienen allein Vergleichs­
zwecken zwischen den verschiedenen Fahrzeugtypen.
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Wann tritt Grünheides 
Bürgermeister zurück?

Hauke-Verlag setzt Unterlassungs-Ansprüche gerichtlich durch.
Details zu Christianis mutmaßlicher Stasi-Tätigkeit veröffentlicht.

Anfang des Jahres berichteten wir darü-
ber, dass der Grünheider Bürgermeister 
Arne Christiani einen unserer größten 
Kunden angerufen hatte, um ihn auf-
zufordern, seine Anzeigenschaltungen 
beim Hauke-Verlag zu überdenken.
Der Hauke-Verlag setzte sich gegen 
das Verhalten des Bürgermeisters und 
insbesondere seine Behauptungen über 
Verleger Michael Hauke gerichtlich zur 
Wehr. Am 14.06.2022 hat das Verwal-
tungsgericht Frankfurt (Oder) über die 
Unterlassungsansprüche des Hauke-
Verlages im Wege des einstweiligen 
Rechtsschutzes entschieden. Das Ge-
richt verpfl ichtet die Gemeinde Grün-
heide, vertreten durch den Bürgermeis-
ter, bestimmte reputationsschädigende 
Behauptungen über Michael Hauke zu 

unterlassen und droht dem Bürgermeis-
ter für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
ein Ordnungsgeld in Höhe von 1.000 
Euro an.
Gleichzeitig haben zwei Brandenbur-
ger Tageszeitungen detailliert über die 
Stasi-Vergangenheit des Grünheider 
Bürgermeisters berichtet, die er immer 
bestritten hatte. Was der Grünheider 
Heimatverein in einer Forschungsarbeit 
bereits 2018 ermittelte, bestätigt nun 
ein Gutachten, das das Märkische Me-
dienhaus in Auftrag gab. Arne Christi-
ani steht erneut erheblich unter Druck. 
Bisher hat er alle Krisen ausgesessen. 
Dreht sich jetzt der Wind? Tritt der 
Grünheider Bürgermeister zurück oder 
wird er von der Landesregierung zum 
Rücktritt gedrängt? Mehr auf Seite 21
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Sehr geehrter Herr Hauke,
Mit großem Interesse habe ich Ihren 
Meinungsbeitrag in der FW 12/22 ge-
lesen. Entsetzen hat mich erfasst als ich 
die Mitteilung über die Einstellung des 
Ermittlungsverfahrens und dessen Be-
gründung  erfahren habe. Danach wur-

Geringe Schuld und 
kein öffentliches Interesse

de dea Verfahren gegen Herrn Hengst 
und Herrn Fehse nach § 153 (1) Straf-
prozessordnung durch die Staatsan-
waltschaft im Zusammenwirken mit 
dem Gericht eingestellt.
Geringe Schuld der Täter und kein öf-
fentliches Interesse ist das Argument 
unserer Justizorgane für diese m. M. 
nach skandalöse Entscheidung. Bei 
wem haben die Ermittlungsorgane den 
ermittelt, dass sie zu so einer Entschei-
dung gekommen sind? Wenn sie sich 
nur auf die handelnden Protagonisten 
der Stadtverordnetenversammlung er-
streckten, ist das Ergebnis nachvoll-
ziehbar. Wer möchte schon aus dem 
politischen Raum dafür in Mitverant-
wortung gezogen werden, wenn ein 
Millionenbetrag von Steuergeldern zu 
spekulativen Zwecken eingesetzt und 
schlussendlich veruntreut werden. Und 
das es kein öffentliches Interesse gege-
ben hat, ist schlicht unwahr. Das The-
ma wurde auf Einwohnerfragestunden 
der SVV und auf Bürgerforen gezielt 
nachgefragt.
Nun konnte ich nach meiner Recherche 
beim BFZ erfahren, dass sich die Freien 
Wähler, im Rechtsausschuss des Land-
tags der Sache angenommen und zur 
Sprache gebracht haben. In der lokalen 
Presse  in Fürstenwalde gibt  es nichts 
zu lesen. Deshalb habe ich mir erlaubt 
Ihnen den entsprechenden Artikel aus 
dem Uckermark Kurier per Mail zur 
Kenntnis zu geben, mit der Hoffnung 
diese in der FW 13/22 zu publizieren.
Abschließend möchte ich feststellen, 
dass diese Entscheidung der Staatsan-
waltschaft dem politischen Raum einen 
Bärendienst erwiesen hat. Wer die Ak-
tivitäten des Stadtparlaments verfolgt, 
wird dies erkennen. Ich hoffe die In-
tervention der Landtagsfraktion BVB/ 
Freie Wähler durch seinen Vorsitzen-
den, Herrn Vida, führt zu einer Revisi-
on.     W. Riebe

An- & Verkauf

Privat kauft Antiquitäten aller Art und 
Kunst. Tel.: (030) 65 48 69 90

Kleinanzeigen

Wir kaufen
Wohnmobile + Wohnwagen

03944-36160
www.wm-aw.de FA
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von Jan Knaupp

„So gesehen“ im Softcover mit 224 Seiten für 7,95 € erhältlich bei: 
• Hauke-Verlag, Alte Langewahler Chaussee 44, Fürstenwalde
• Buchhandlung Zweigart, Berliner Str. 21, 15848 Beeskow

Langsam bekomme ich hier echt zuviel. 
Obwohl „langsam“ untertrieben ist. Ei-
gentlich reicht es mir so richtig. Stich-
worte wie Tankrabatt, 9-Euro-Ticket, 
Zeiten- bzw. Energiewende ringen mir 
nur ein hämisches Grinsen ab. Innen-
politisch und außenpolitisch ist meine 
Brechreizgrenze längst überschritten. 
Nachdem „Corona“ mit all dem Drum-
herum die Luft zum Atmen und die 
Lust am Leben abgeschnürt hat, stehen 
wir jetzt knöcheltief im Ukrainekrieg.
Krieg ist immer und überall scheiße – 
und leider ist seit Menschengedenken 
kein Ende in Sicht. So auch jetzt und 
hier. Die Schlagzeilen ab Beginn von 
Putins grausamen Angriffskrieg ver-
heißen nichts Gutes. Selenskyjs Forde-
rungen nach immer schwereren Waf-
fen und die verbalen Entgleisungen des 
ukrainisches Botschafters Melnyk ge-
gen erhoffte Bündnispartner machen 
es für mich mental auch nicht besser. 
Dazu kommt das unsinnige Hin- und 
Herschieben der Schuldfragen zwi-
schen Russland, Ukraine, USA, EU 
und Nato.
Galt vor ein paar Jahren in Deutschland 
noch die Faustregel „Mehr Waffen, 
mehr Tote“, scheint es jetzt in die Rich-
tung zu gehen: „Bomben bauen für den 
Frieden“. 100 Milliarden Euro sollen in 
die Rüstung der Bundeswehr fließen.
Ehemalige Ostermarschierer fordern 
jetzt Raketen, alte Wehrdienstverwei-
gerer rufen zum Dienst an der Waffe 
auf.
Wie oben schon erwähnt – meine Brech-
reizgrenze ist längst überschritten!
Daher wende ich mich jetzt textlich 
weg vom Krieg, hin zum Sex.
Es gibt ja so Themen, die schnappt 
man eigentlich nur nebenbei auf, ist 

Weg vom Krieg, hin zum Sex!
dann aber erstaunt, dass hier der ei-
gene Fokus völlig falsch justiert war. 
So habe ich jetzt erst mitbekom-
men, dass am 28. Juli der Internati-
onale Tag des Sex’ ist. Und hätte ich 
gestern nicht meinen Posteingangs-
ordner aufgeräumt – ich wäre immer 
noch ahnungslos, dass es so einen Tag 
überhaupt gibt. Ich wäre ja nie darauf 
gekommen, dass „Poppen“ einen ei-
genen Feiertag hat. Eine Pressemel-
dung eines Sexspielzeugherstellers 
öffnete mir jetzt aber die Augen. Aber 
lesen Sie selbst einen Auszug aus be-
sagter E-Mail:
„Sehr geehrter Herr Knaupp,
Sex senkt das Schlaganfallrisiko. Dies 
ist eine von Wissenschaftlern erwie-
sene Tatsache.
Die Firma „Bumsfidel“ (der Name ist 
frei erfunden), einer der führenden 
Dessous- und Dildoparty-Anbieter 
im deutschsprachigen Raum, hat an-
lässlich des 28. Juli, dem Internationa-
len Tag des Sex’, eine Liste mit teils 
amüsanten, teils erstaunlichen Fakten 
rund um dieses spannende Thema zu-
sammengestellt. Im Hinblick auf die 
gesundheitlichen Vorteile ist Sex eine 
Wunderwaffe... Doch die Tatsache, 
dass häufiger Geschlechtsverkehr das 
Herzinfarktrisiko senkt, Kopfschmer-
zen heilt und sogar Konzentrations-
probleme löst, ist bisher nur wenigen 
bekannt.
Die besten Gründe, warum man Sex 
haben sollte:
• Sex hilft gegen Kopfschmerzen – 
durch Sex werden die Blutgefäße er-
weitert, der Körper entspannt sich und 
die Kopfschmerzen verschwinden.
• Sex macht glücklich – beim Orgas-
mus werden Endorphine freigesetzt, 
die den Körper mit Glücksgefühlen 
überschwemmen.  Die Sorgen sind 
wie weggeblasen.
• Sex für einen gesunden Rücken – die 
rhythmischen Bewegungen beim Sex 
lockern die Rückenmuskulatur und 
stärken den Beckenboden.
• Sex als Schlafmittel – Sex macht 
Schlaftabletten überflüssig. Das Hor-
mon Oxytocin, das beim Geschlechts-
verkehr ausgeschüttet wird, macht 
müde und wirkt entspannend.
• Beauty-Booster – beim Sex pumpt 
das Herz vermehrt Blut durch den 
Körper und versorgt diesen mit Nähr-
stoffen, die unter anderem Haare, 

Haut und Bindegewebe mit wichtigen 
Mineralien versorgen.
• Power für das Herz – das Stresshor-
mon Cortisol wird beim Beischlaf ab-
gebaut, was sich positiv auf das Herz-
Kreislaufsystem und den Blutdruck 
auswirkt.
• Sex macht schlank – 350 Kalorien 
innerhalb einer halben Stunde ver-
brennen? Das ist beim Sex möglich.
• Sex macht schlau – Wissenschaftler 
bestätigen, dass Sex nachweislich zur 
Verbesserung der geistigen Fähigkei-
ten beiträgt.
• Sex macht die Nase frei – beim Se-
xualverkehr wird das körpereige-
ne Produkt Antihistamin produziert, 
welches Heuschnupfen und Asthma 
lindern kann.“
Das liest sich ein bisschen wie eine 
Packungsbeilage. Fehlt nur noch: „Zu 
Risiken und Nebenwirkungen fragen 
Sie...“.
Aber egal, mein Horizont wurde er-
weitert. Man lernt eben nie aus. Jetzt 
erscheint dieses geschlechtliche Hin 
und Her gleich in einem anderen Licht. 
Bisher dachte ich, Sex steht für Spaß, 
Befriedigung, Liebe und Fortpflan-
zung. Ab sofort sollten wir es auch als 
Körperertüchtigung, Gesundheitsprä-
vention, Freizeitgestaltung und frei-
es Medikament ansehen. Durch Mat-
ratzensport werden wir aktiv, gesund, 
schlank, schön und schlau. Ab sofort 
sind Kopfschmerzen keine Ausrede 

mehr, die Sorgen werden weggebla-
sen, nach dem Akt abrollen und ein-
pennen ist vollkommen legitim!
Weg vom Krieg, hin zum Sex!
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Um es vorwegzunehmen: Die Zeitrei-
se in das geteilte Berlin ist sensatio-
nell für jeden, der die Zeit selbst erlebt 
hat und unglaublich anschaulich für 
die später Geborenen. 
Die Besucher werden tatsächlich in 
die Vergangenheit versetzt. Man fühlt 
sich nicht nur so – man ist wirklich 
mitten drin.
Wie ist diese Zeitreise aufgebaut? 
Eine Stadt – Zwei Welten
Berlin, Mitte der 80er Jahre: Ein Bus 
rollt auf den Checkpoint Charlie zu, 
die Wachposten versperren den Weg, 
um die Passagiere zu kontrollieren. 
Die Fahrgäste sind Reisende in eine 
vergangene Zeit ‒ Gäste von TimeRi-
de Berlin. Moderne VR-Technologie 
macht es möglich, nicht nur einen 

Blick auf die Geschichte zu werfen, 
sondern sie hautnah mitzuerleben.

Während des rund einstündigen Auf-
enthalts begeben sich die Gäste auf 

eine einmalige Zeit-
reise. Drei span-
nende Stationen 
entführen sie in das 
geteilte Berlin!
1. Der Blick durch 
die Mauer
Der Besuch startet 
mit der ersten Sta-
tion: der buchstäb-
liche Blick durch 
die Mauer. Wie sah 
der Alltag im Wes-
ten aus, wie lebten 
die Menschen im 
Osten? Der Blick 
auf die jeweiligen 
Seiten zeigt ganz 
gegensätzliche Le-
benswelten.
2. Die Zeitzeugen
Im folgenden Raum 
stehen persönliche 
Lebensgeschich-
ten im Mittelpunkt. 
Überdimensionale 
Reisepässe ver-
deutlichen, wie 
viele unterschied-
liche Schicksale es 
im geteilten Berlin 
gab. Jeder ist mit 
der Trennung und 
dem System der 
DDR auf individu-
elle Weise umge-
gangen, jeder hat 
andere Erinnerun-
gen. Der Clou: Die 

Tauche ein in das geteilte Berlin!
TimeRide versetzt seine Gäste sensationell in die jüngere Vergangenheit

Gäste können anschließend wählen, 
mit wem sie ihre VR-Zeitreise an-
treten möchten – dem aufmüpfi gen 
Handwerker, der refl ektierenden Ar-
chitektin oder dem unangepassten 
Grenzgänger aus dem Westen.
3. Die Virtual-Reality-Fahrt
Das Aufregendste zum Schluss: die 
VR-Tour durch das geteilte Berlin. 
Die Besucher nehmen in einem Bus 
der 80er-Jahre Platz und brechen 
dank VirtualReality-Technologie in 
eine andere Zeit auf. Bei der virtuel-
len Stadtrundfahrt erleben die Zeit-
reisenden eine Personenkontrolle am 
Checkpoint Charlie, fahren über die 
Friedrichstraße und sehen den Palast 
der Republik in altem Glanz erstrah-
len: Zum Ende der Fahrt erinnern Ori-
ginalbilder vom Fall der Mauer daran, 
warum dieses Ereignis Deutschland 
bis heute so tief prägt.
TimeRide Berlin hat seine von außen 
eher unscheinbaren Räume in unmit-
telbarer Nähe der Originalschauplät-
ze, keine 250 Meter vom Checkpoint 
Charlie entfernt. Ein Ausfl ug, der lan-
ge in Erinnerung bleiben wird.
TimeRide Berlin, Zimmerstraße 91, 
10117 Berlin
Mail: berlin@timeride.de
Telefon: 030 310 11 300
Eintrittspreise: 
Kinder (6 bis 17 Jahre):  11,00 Euro
Erwachsene: 14,50 Euro
Familie: (2+2 oder 1+3) 36,00 Euro
Extrabuchungen für Schulklassen 
möglich!
TimeRide Berlin sucht Mitarbeiter. 
Bitte beachten Sie die Stellenanzei-
ge auf dieser Seite.
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Hier beginnt die Zeitreise: Der Bus mit den Besuchern fährt durch den Checkpoint Charlie der achtziger Jahre. 
Foto: TimeRide

TimeRide ist führend in Entwicklung, Produktion und Aufbau von location-basierten VR-Erlebnissen. Wir
nutzen die brandneue Virtual-Reality-Technologie, um den langgehegten Traum des Zeitreisens Wirklichkeit
werden zu lassen. An unserem Standort Berlin reisen unsere Gäste virtuell zurück in die 80er Jahre und
fahren mit einem Reisebus über den Checkpoint Charlie von West nach Ost. TimeRide führt weitere
Standorte in Köln, Dresden und München. Neue Standorte sind bereits in Planung.
Für dieses Wachstum suchen wir ab sofort für unseren Standort Berlin in Teilzeit (auch Minijob und
studentische Aushilfen) engagierte & kompetente

Du betreust unsere Gäste an den 
verschiedenen Stationen unserer Attraktion.

Du begleitest unsere Gäste auf ihrer 
virtuellen Zeitreise von West nach Ost 
Berlin.

Du bist der Ansprechpartner für unsere 
Gäste, erklärst historische Hintergründe und 
unterstützt bei der Benutzung unserer 
Virtual Reality-Technik.

Du unterstützt unsere Promotion- und 
Vertriebsaktivitäten.

Du profitierst von festen Arbeitszeiten.

Du arbeitest in gut erreichbarer, zentraler 
Lage.

Dich fasziniert die Idee, Geschichte auf neue 
Art und Weise zu vermitteln.

Du bist begeistert von den Möglichkeiten der 
Virtual-Reality-Technologie.

Du bist freundlich und zuverlässig im Umgang 
mit unseren Gästen.

Du verfügst über ein sicheres Auftreten, bist 
redegewandt und gehst offen auf Menschen 
zu.

Du beherrschst Deutsch, Englisch und evtl. 
eine weitere Fremdsprache.

Du erkennst selbstständig Handlungsbedarf 
und zeigst die erforderliche Eigeninitiative.

TimeRide GmbH            Tel: 0151 46368442            recruiting@timeride.de Referenz: „Servicemitarbeiter für Zeitreisen“ 
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Die EUTB Ergänzende unabhängige 
Teilhabeberatung in Trägerschaft der 
Lebenshilfe Frankfurt (Oder) ist bei 
Ihnen vor Ort
• jeden zweiten Montag im Monat 
zwischen 14.00-16.00 Uhr
Nächster Termin: 11.07.2022
Mühlenstr. 25, Fürstenwalde, Innen-
stadtbüro
Kostenlose Beratung, Unterstützung 
und Informationen für Menschen mit 
Behinderungen und/oder Menschen, 
die krank sind und vielleicht bald be-
einträchtigt sein könnten und/oder 
Verwandte und Freunde von Men-

schen mit Behinderungen.
Wir beraten Sie individuell zu allen 
Fragen, die Sie im Zusammenhang 
mit einer Behinderung haben. Woh-
nen, Arbeit, Studium, Schule, Aus-
bildung, Pflege, Assistenz, Freizeit, 
Mobilität und vieles mehr. Wir bera-
ten Sie ganz nach Ihren persönlichen 
Bedürfnissen. Sie bestimmen selbst 
und entscheiden für was Sie Unter-
stützung und Hilfe benötigen. 

Bitte melden Sie sich unter 
Tel.: 0335 280 510 28 oder per 

E-Mail: eutb@lebenshilfe-ffo.de an.
Wir freuen uns auf Sie!

Beratungsstelle in Fürstenwalde

Sehr geehrter Herr Hauke,
in Ihrer Titelstory vom 7.6. „Wofür ist 
Matthias Rudolph eigentlich gewählt 
worden“  erheben Sie schwere Vor-
würfe gegen mich und andere Stadt-
verordnete. Sie behaupten, dass vie-
le Stadtverordnete die Geschäfte der 
Bürgermeister Hengst und Reim nicht 
verstanden hätten, sie aber – oft erst 
nachträglich- abgenickt hätten. 
Das Gegenteil ist der Fall gewesen. 
Gerade weil es in Fürstenwalde nie 
klare Mehrheiten in der Stadtverord-
netenversammlung gegeben hat, hat 
die Verwaltung, haben die Bürger-
meister damals immer den Dialog mit 
den Stadtverordneten gesucht und es 
wurden sachliche Entscheidungen 
auch über Parteigrenzen hinweg zum 
Wohle der Stadt getroffen.
Sie sprechen statt dessen  von einer 
völlig aus dem Ruder gelaufenen Po-
litik und der fehlenden Kontrolle der 
Abgeordneten, werfen uns die Mittä-
terschaft bei aktiver Verschleierung 
durch mangelnden Aufklärungswillen 
vor. Und sie suggerieren,  dass trotz 
der gegenteiligen Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft nicht nur Hengst 
und Reim, sondern auch alle damals 
beteiligten Stadtverordneten hinter 
Schloss und Riegel gehört hätten.
Es ist doch nicht so, dass diese so ge-
nannten Spekulationsgeschäfte ohne 
irgendeinen Anlass, quasi aus reinem 
verbrecherischen Denken heraus, ge-
macht worden sind.
Im Gegenteil.
Der Grund dafür war der, dass die 
Stadt Fürstenwalde damals für knapp 
50 Millionen eine Reihe von Infra-
strukturobjekten zurückgekauft hat, 
die in den 90er Jahren über Fondsge-
sellschaften gebaut worden waren. In 
den 90er Jahren, - das zur Erinnerung 
-, waren zur Förderung des Aufbaus 
Ost zahlreiche Immobilienfonds auf-
gelegt worden, mit deren Hilfe reiche 
Leute Steuern sparen konnten, indem 
sie insbesondere ostdeutschen Kom-
munen die erforderlichen Finanzmit-

tel zum Ausbau der Infrastruktur zur 
Verfügung gestellt haben.  In Fürsten-
walde wurden so u.a. das Schwapp, 
das Bürgerhaus Fürstenwalder Hof, 
die Feuerwache Mitte, die Sporthalle 
an der Gossmannschule und das Haus 
am Spreebogen finanziert. Für die 
Fondseigentümer liefen 2007/2008 die 
Steuervorteile aus. Die von der Stadt 
zu leistenden  Mietzahlungen wä-
ren erheblich gestiegen - somit war es  
günstiger, fortan Zins und Tilgung zu 
bezahlen. Es wurden also Kredite auf-
genommen und die Objekte gekauft.  
Diese Strategie war übrigens von 
Anfang an geplant und wurde in der 
Stadtverordnetenversammlung kom-
muniziert und für gut befunden.
Damals herrschte aber eine Hochzins-
phase. Zinsen von mehr als 5 % waren 
üblich, eine Situation, die heute kaum 
noch in Erinnerung ist. Viele Banken 
boten damals sogenannte Zinsswaps 
an, die letzlich eine Wette auf stei-
gende oder fallende Zinsen darstell-
ten. Die Stadt Fürstenwalde hat da-
mals tatsächlich vier solcher Verträge 
abgeschlossen und davon auch durch-
aus profitiert. Mehr als eine Million an 
Zinsen konnte so eingespart werden.
Allerdings wurden auch zwei Swap-
Verträge abgeschlossen, die sich im 
Nachhinein als „der größte Fehler, 
den ich je gemacht habe“ , herausge-
stellt haben. So Bürgermeister Hengst 
dazu. herausgestellt haben. Die West-
deutsche Landesbank (WestLB) bot 
nämlich Kommunen damals Zinss-
waps an, die an den Wechselkurs des 
Schweizer Franken gekoppelt waren.
Eine sichere Sache, sollte man meinen. 
Der Franken ist bis heute ein Inbegriff 
von Stabilität und Sicherheit. Womit 
niemand gerechnet hatte, war die Eu-
ro-Krise, die damals ausbrach. Um es 
noch einmal deutlich zu machen: nicht 
der Franken schwächelte, sondern der 
Kurs des Euro fiel gegenüber dem 
Franken in den Keller mit der Folge, 
dass die Stadt an die WestLB Zah-
lungen leisten musste, die sich bis zur 

Beendigung der Verträge durch ei-
nen Vergleich im Jahr 2016 auf etwa 7 
Millionen aufsummierten. 
In Anbetracht dessen, dass damals 
ganze Banken Pleite gegangen sind, 
u.a. auch die WestLB selbst, in An-
betracht dessen, dass andere Kom-
munen weitaus größere Verluste erlit-
ten haben, in Anbetracht dessen, dass 
Hunderttausende von Häuslebauern 
vor allem in Polen und Ungarn da-
mals in massive Schwierigkeiten bis 
hin zur Insolvenz gekommen sind, 
weil sie ihre Kreditverträge ebenfalls 
in Schweizer Franken abgeschlossen 
hatten,  ist die Stadt Fürstenwalde re-
lativ glimpflich aus der Sache heraus-
gekommen.
Die Kritik ist richtig, dass solche De-
visenspekulationen für Kommunen 
nie zulässig waren. Sie wurden den-
noch von den Banken angeboten  und 
auch von der hiesigen Kommunalauf-
sicht nie gerügt. Das muss an dieser 
Stelle auch mal gesagt werden. Der 
Vergleich, den die Bank mit der Stadt 
geschlossen hat, ist insofern auch zu-
mindest ein Teil-Schuldeingeständ-
nis.
Aber letztendlich liegt die Staatsan-
waltschaft wohl richtig, wenn sie zu 
der Überzeugung gelangt ist, dass 
die Akteure nur geringe Schuld trifft. 
Sie konnten die Eurokrise schließlich 
nicht vorhersehen.
Im Übrigen fiel im Zusammenhang 
mit der Eurokrise auch das Zinsni-
veau auf ein bis dahin nie dagewese-

nes Tief. So wurde letztendlich der 
damalige Fluch zum Segen. Mit der 
sukzessiven Umschuldung der noch 
laufenden Kredite der Stadt und der 
Auflösung aller Swap-Verträge 2016 
fiel die jährliche Zinsbelastung der 
Stadt von rund 4 Millionen auf heute 
nur noch 150.000 €. Die positiven Jah-
resabschlüsse der letzten Jahre muss 
man u.a. auch in diesem Zusammen-
hang sehen. 2028 werden die letzten 
Kredite aus der Ablösung der Fonds 
getilgt sein. 
Herr Rudolph hat aus seiner Zeit als 
Abgeordneter  durchaus einen Teil da-
ran, dass die Swap-Verträge auf den 
Prüfstand gestellt und beendet worden 
sind. Diese Verdienste werden aber 
sehr stark relativiert dadurch, dass 
er  damals keine Gelegenheit ausließ, 
die Bürgermeister Reim und Hengst 
und die damaligen Stadtverordneten 
in der Öffentlichkeit quasi als Kri-
minelle darzustellen. Ich selbst habe 
ihn damals in der Stadtverordneten-
versammlung mehrfach aufgefordert, 
diese unbewiesenen Verdächtigungen 
sein zu lassen und Strafanzeige zu er-
statten, damit die Angelegenheit juris-
tisch geklärt wird. 
Die jetzige Entscheidung der Staats-
anwaltschaft sollte zum Anlass ge-
nommen werden, nicht die alten Ver-
dächtigungen wieder aufzuwärmen, 
sondern einen Strich zu ziehen.
Es ist dafür höchste Zeit.

Gerold Sachse
Fraktion DIE LINKE

Jetzt auch in Fürstenwalde angekom-
men. Ist das das neue Demokratiever-
ständnis: so lange wählen bis den Ver-
lierern das Ergebnis paßt? Da wundert 
Politikverdrossenheit nicht!
Die Bürger von Fürstenwalde/Spree ha-
ben bereits gewählt: am 25.02.2018 ih-
ren neuen Bürgermeister Matthias Ru-
dolph und das für 8 Jahre!
Die Politik im Allgemeinen tut sich 

schwer mit der Akzeptanz des Bürger-
willens. 
Parteiklüngelei hat ausgedient. 
Da hilft es auch nicht ständig mit Dreck 
zu werfen, in der Hoffnung es wird 
schon was in den Köpfen kleben blei-
ben, auch wenn es sich im Nachhinein 
als falsch herausstellt. Die Fürstenwal-
der sind nicht dumm!

R. Carlin

Deutschlands neuer Volkssport!?

Nicht die alten Verdächtigungen wieder aufzuwärmen!
Leserbriefe
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Stadtfest Fürstenwalde vom 01.-03.07.2022 – Wir sind zurück! 

Freitag, 01.07.22
Hauptbühne am Markt
• ab 18.00 Atemlos – Die beste Partyband 

Sachsen-Anhalts
• ab 19.00 Eröffnung durch den Bürgermeis-

ter Matthias Rudolph
• ab 21.45 Rednex – Die Kultband der 90er 

Jahre
• ab 23.00 Midnight-Dance-Party mit: MIKE 

LA FUNK an den DJ Decks
Bühne am Dom
• ab 14.00 Seniorennachmittag mir „Colours 

of Voice“
• ab 17.00 Robert Gläser Trio
• ab 20.00 CENTRIC – Die Fürstenwalder 

Legende
• ab 22.00 Pipes Rock vom Feinsten – CEL-

TICA
Bühne Spreewiese
• ab 15.00 Fürstenwalder Kaleidoskop
• ab 19.00 Blayt Party Band Fürstenwalde
Bühne Tuchmacherstraße
• ab 17.00 Irish-Folk in der Tuchmacherstraße 

mit „Rattlin Bog“

Rahmenprogramm
• ab 22.50 Großes Höhenfeuerwerk am 

Markt
• ab 11.00 Dom – Besichtigungen und 

Führungen
• ab 14.00 Mittelaltermarkt am Goetheplatz
• ab 14.00 Fürstenwalder Stadtfest-Kirmes 

mit Riesenrad und vielen weiteren Attrak-
tionen auf der Bullenwiese/Rathausstraße

Samstag, 02.07.22
Hauptbühne am Markt
• ab 11.00 Tanzstudio Miral
• ab 12.00 Tanzschule Gertitschke & UNI-

TED dancers e.V.
• ab 14.00 Original Fürstenwalder Stadt-

musikanten
• ab 17.00 Abaend – die Partyband mit 80ies 

– NDW – Forever Young
• ab 21.00 Sotiria
• ab 22.30 PHIL BATES & Band - music of 

ELECTRIC LIGHT ORCHESTRA
Bühne am Dom
• ab 13.00 Fürstenw. Senioren-Tanzgruppe
• ab 14.00 Volkschor Eisenhüttenstadt

• ab 15.30 Tanzappeal Fürstenwalde
• ab 19.00 An der Kulturfabrik Fürstenwalde: 

Don Quijote de la Mark, Gastspiel „theater.
land“ (Ticketpflichtig)

• ab 21.00 Joè s Bigband – Swing, Musical, 
Pop, Rock & Show

Bühne Spreewiese
• ab 11.30 Colours of Voice
• ab 14.00 Boots@Line Western Dancer e.V.
• ab 15.00 Spree-Hub: Coworkern mit Laura 

Amorim
• ab 15.30 Der rbb präsentiert: 60 Jahre Pitti-

platsch – die Geburtstagstour 2022
• ab 18.00 Die coolste Berliner Partyband – 

Roof Garden
Bühne Tuchmacherstraße
• ab 14.00 Irish-Folk in der Tuchmacherstr. 

mit „Blue Boys“

Rahmenprogramm
• ab 10.00 Tanzschule „La Pasion“ mit „Salsa 

auf der Mühlenstraße“
• ab 10.00 Das Wasserstraßen- und  Schiff-

fahrtsamt Spree-Havel präsentiert: Die Ge-
schichte des Wasserbaues in Fürstenwalde 
mit Führungen durch das Verwaltungsge-
bäude, die Werkstätten und Schiffe sowie 
einer Besichtigung der Schleuse

• ab 13.00 Kinderfest am Dom
• ab 11.00 Dom – Besichtigungen und 

Führungen
• ab 11.00 Mittelaltermarkt am Goetheplatz
• ab 11.00 Fürstenwalder Stadtfest-Kirmes 

mit Riesenrad und vielen weiteren Attrak-
tionen auf der Bullenwiese/Rathausstraße

• Touren mit dem Schaufelraddampfer ,,Ale-
xander“ ab Hotel Spreebogen

03.07.2022
Hauptbühne am Markt
• ab 11.00 Tanzkreis Fürstenwalde
• ab 12.00 Schlager-Gala mit: Tanja Lasch, 

Denise Blum, Antje Klann, Ricky Maier & 
Marco Lessentin (Magic Melody)

• ab 14.00 Frieden für die Ukraine: Potpourri 
– ukrainische Folklore

• ab 15.00 Casino Royal – eine Show zwi-
schen James Bond und Las Vegas

Bühne am Dom
• ab 10.00 Ökumenischer Gottesdienst
• ab 11.00 Party-Time mit: Flashback
• ab 15.00 Four Roses – Finest Rock & 

Ballads
Bühne Spreewiese
• ab 11.00 Anne Bonny & die Rockpiraten
• ab 13.30 Partnerstadt Suchelow (Polen) mit: 

Musikensemble Suchelow
• ab 15.00 Big Joe Stolle Blues Band
Bühne Tuchmacherstraße
• ab 12.00 Irish-Folk mit  „Blue Boys“
Rahmenprogramm
• ab 10.00 Ökumen. Gottesdienst am Dom
• ab 11.00 Kreativstraße mit Basteln, Model-

lieren, Kinderschminken am Dom
• ab 11.00 Hubschrauber-Rundflüge – EWE 

Frankfurter Str. 68
• ab 11.00 Dom – Besichtigungen und 

Führungen
• ab 11.00 Mittelaltermarkt am Goetheplatz
• ab 11.00 Fürstenwalder Stadtfest-Kirmes 

mit Riesenrad und vielen weiteren Attrak-
tionen auf der Bullenwiese/Rathausstraße 

• Touren mit dem Schaufelraddampfer ,,Ale-
xander“ ab Hotel Spreebogen

www.stadtfest-fuerstenwalde.com



Im Land Brandenburg wird ab 
dem Jahr 2025 die Grundsteuer 
neu berechnet. Immobilieneigentü-
merinnen und -eigentümer müssen 
hierfür den Finanzämtern bereits 
2022 aktuelle Daten zur Verfügung 
stellen. Was konkret zu tun ist, wis-
sen die Immobilienprofi s von Spree 
Immobilien Beeskow und VENT-
Immobilien Bad Saarow

Die Grundsteuer wird jährlich für 
das Eigentum an Grundstücken er-
hoben. Bislang beruhte sie in Bran-
denburg auf den Einheitswerten 
aus dem Jahr 1935. Nun steht eine 
Überarbeitung an: Ab 2025 soll der 
tatsächliche Immobilienwert die Ba-
sis für die Berechnung der Steuer 
bilden. Das Ziel ist es, das Steuerauf-
kommen insgesamt auf dem jetzigen 
Niveau zu halten, aber die Verteilung 
sozial gerechter zu gestalten. „Ob 
es für die Eigentümerinnen und Ei-
gentümer teurer wird, lässt sich also 
pauschal nicht sagen. Es kommt auf 
das Grundstück, das Gebäude und 
die Nutzungsart an“, weiß Sascha 
Schenk, Geschäftsführer von Spree 
Immobilien Beeskow und VENT-
Immobilien Bad Saarow.

Stichtag: 01.01.2022
Die Finanzämter nehmen bereits 
2022 die Neubewertungen für die 
Immobilien in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich 
vor.
Dabei sind sie 
auf die Mit-
w i r k u n g 
der Eigen-
tümer in-
nen und 
Eigentü-
mer ange-
wiesen. 
Für Wohn-
grundstücke 
sind beispiels-
weise folgende 
Informationen not-
wendig: 
• Lage des Grundstücks
• Grundstücksfl äche
• Bodenrichtwert
• Gebäudeart
• Wohnfl äche
• Baujahr des Gebäudes
• ortsübliche Miete

Der Stichtag für alle Angaben ist der 
01.01.2022.

Spree Immobilien Beeskow
Nicole Gade

Berliner Straße 1
15848 Beeskow

Tel.: 03366-23829
www.spree-immobilien-beeskow.de

Vent Immobilien Bad Saarow
Sascha Schenk

Fürstenwalder Chaussee 3b
15526 Bad Saarow
Tel.: 033631-58 130

www.vent-immobilien.de

Neue Grundsteuer: 
Diese Angaben braucht das Finanzamt jetzt

B A D  S A A R O W

IMMOBILIEN
B E E S K O W

IMMOBILIEN

Elektronische Übermittlung
Die Daten müssen in einer sogenann-
ten Feststellungserklärung an die 

Finanzämter übermittelt 
werden. Zum Teil 

schreiben die Fi-
nanzämter hier-

für die Eigen-
tümerinnen 
und Ei-
gentümer 
gesondert 
an. Zum 
Teil er-
folgt die 

B e k a n n t -
machung auf 

anderen We-
gen. Es ist also 

auch Eigeninitiative 
gefragt. Voraussichtlich ab 

Juli können die Eigentümerinnen 
und Eigentümer ihre Informationen 
über die Online-Plattform ELSTER 
an die Finanzämter weitergeben. Nach 
derzeitigem Stand läuft die Frist hier-
für bis zum 31.10.2022. 
„Bis zur Abgabe der Daten bleibt also 
noch etwas Zeit. Aber wer die notwen-
digen Informationen nicht zur Hand 
hat, sollte jetzt damit anfangen, sie in 

Erfahrung zu bringen“, sagt Sascha 
Schenk. „Sonst könnte es am Ende 
doch knapp werden.“

Sind die Daten richtig und vollstän-
dig?
Wenn Sie die notwendigen Informa-
tionen zur Berechnung der neuen 
Grundsteuer nicht vorliegen haben 
oder unsicher sind, können Sie externe 
Unterstützung in Anspruch nehmen. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von Spree Immobilien Beeskow und 
VENT-Immobilien Bad Saarow ken-
nen den Markt in der Region gut und 
helfen gern. So können Sie sicherge-
hen, dass Ihre Daten ordnungsgemäß 
und fristgerecht beim Finanzamt an-
kommen.

Immobilien in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich 

Dabei sind sie 

grundstücke 
sind beispiels-
weise folgende 
Informationen not-

Finanzämter übermittelt 
werden. Zum Teil 

schreiben die Fi-
nanzämter hier-

für die Eigen-

machung auf 
anderen We-

gen. Es ist also 
auch Eigeninitiative 
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Die neue Grundsteuer wirft ihre Schat-
ten voraus. Zwar kommt sie erst 2025. 
Doch schon in diesem Jahr müssen Grund-
stücks- und Immobilienbesitzer die aktu-
ellen Angaben zu ihrem Eigentum an die 
Finanzämter melden. Wie Grundbesitzer 
Schritt für Schritt vorgehen können, er-
klärt Christoph von Klitzing, Rechts-Ex-
perte bei Schwäbisch Hall.          
Egal ob selbstgenutzt oder vermietet – ab 
2025 werden Grundstücke und Gebäu-
de neu besteuert. Das Ziel: Eine gerechte-
re Grundsteuerberechnung. Bei der dafür 

notwendigen Neubewertung ist „Amts-
hilfe“ gefordert: Jeder, der ein Grund-
stück oder eine Immobilie besitzt, muss 
die Daten für die Ermittlung des Grund-
steuerwerts rechtzeitig den zuständigen 
Behörden liefern – in Form der Grundsteu-
ererklärung.         
1. Aufmerksam verfolgen, was die Be-
hörden kommunizieren          
Grundstücks-, Wohnungs- und Hausbesit-
zer müssen seit dem 1. Januar damit rech-
nen, zur Abgabe der Grundsteuer- oder 
Feststellungserklärung aufgefordert zu 

Amtshilfe für die neue Grundsteuer – 
Was jetzt auf Hauseigentümer zukommt

werden. „Die Aufforderung soll im Früh-
jahr durch eine öffentliche Bekanntma-
chung erfolgen. Daher sollten Eigentümer 
genau im Auge behalten, was die Behörden 
kommunizieren“, rät von Klitzing. Einzel-
ne Gemeinden haben bereits zu den ge-
planten Umsetzungsschritten informiert.          
2. Prüfen, welche Angaben im jeweiligen 
Bundesland benötigt werden         
Obwohl ein bundesweites Modell der neu-
en Grundsteuer entworfen wurde, nutzen 
einige Bundesländer eine Öffnungsklausel 
und haben eigene Modelle entwickelt. Da-
runter Baden-Württemberg, Bayern, Hes-
sen, Niedersachsen, Sachsen, Hamburg 
und das Saarland. „Es lohnt sich zu prü-
fen, welche Angaben in welchem Bundes-
land zu machen sind, denn durch die un-
terschiedlichen Modelle können diese 
variieren“, erklärt der Rechtsexperte.         
3. Vorhandene Unterlagen sichten und 
neue Dokumente anfordern         
Übermittelt werden müssen Informationen 
zur Art, Lage und Fläche des Grundstücks, 
der Bodenrichtwert, bei Immobilien die 
Wohnfläche, Baujahr, Immobilienart und 
sogar die Anzahl der Garagenstellplät-
ze. Entscheidend für alle Angaben ist der 
Stand zum 1. Januar 2022. Viele der Daten 
sind im Grundbuchblatt, dem Kaufvertrag, 
dem alten Grundsteuerbescheid oder der 
Betriebskostenabrechnung zu finden. Gut 
zu wissen: Der Bodenrichtwert ist online 
einsehbar (https://www.bodenrichtwerte-

boris.de/borisde/?lang=de) oder kann im 
örtlichen Wohnungs- oder Bauamt ange-
fragt werden. Das Katasteramt kann bei 
der Ermittlung der Grundstücksfläche hel-
fen. „Früh aktiv zu werden, zahlt sich aus, 
denn der Zeitaufwand für die Beschaffung 
fehlender Dokumente ist nicht zu unter-
schätzen, zumal auf die Ämter eine Anfra-
gewelle zurollen wird“, weiß von Klitzing.         
4. Abgabe der Grundsteuer- bzw. Fest-
stellungserklärung       
Die Grundsteuererklärung kann ab dem 
1. Juli 2022 über die Steuer-Onlineplatt-
form ELSTER elektronisch an das Finanz-
amt übermittelt werden. Nach derzeitigem 
Stand ist die Abgabe bis zum 31. Oktober 
2022 möglich. „Informationen zu den Ein-
reichverfahren und Fristen der einzelnen 
Bundesländer erhalten Hauseigentümer 
bei den zuständigen Finanzämtern“, so der 
Schwäbisch Hall-Experte.      
Blick in die Zukunft: Wird die Grund-
steuer teurer?       
Bis zum Inkrafttreten der neuen Grund-
steuer gelten die bestehenden Regelun-
gen. Grundstücks- und Immobilienbesit-
zer beschäftigt jedoch die Frage, ob sie 
ab 2025 mehr zahlen müssen. Die Ein-
schätzung des Experten: „Der Wert vieler 
Grundstücke ist in den vergangenen Jahr-
zehnten stark gestiegen. Liegt der bisheri-
ge Wert weit unter dem neuen Wert, wird 
die ab 2025 zu zahlende Grundsteuer vor-
aussichtlich höher ausfallen.“
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(vz). Die Preise auf dem Immobilien-
markt kennen seit langem nur noch 
eine Richtung: alles wird immer teu-
rer. Ein Mangel an Baugrundstücken, 
steigende Baukosten und inzwischen 
auch eine zunehmende Materialknapp-
heit lassen den Traum vom Neubau im 
Grünen schnell zur Utopie werden.
„In dieser Situation halten immer mehr 
Interessenten Ausschau nach einer ge-
brauchten Immobilie“, weiß Heiko Pütt-
cher, Vorstand beim Verein zur Quali-
täts-Controlle am Bau (VQC). „Aber 
auch hier übersteigt die Nachfrage bei 
weitem das Angebot an bezahlbaren 
Objekten.“ Die Gefahr sieht Püttcher 
darin, aus der Not heraus eine emoti-
onale Entscheidung zu treffen und sich 
die Immobilie schön zu reden.
„Dies ist nur zu verständlich, wenn 
man lange nach dem passenden Haus 
oder der passenden Wohnung gesucht 
hat und nun endlich fündig wurde“, 
so Püttcher weiter. „Vielleicht hat man 
aufgrund der angespannten Marktsi-
tuation bereits Kompromisse gemacht 
und will nun keine weitere Chance ver-
passen.“
Auch wenn man lange danach gesucht 
hat: Gebrauchte Immobilien nicht 
„schön reden“.
Gerade wenn vermeintlich alles 
stimmt, wäre es laut Heiko Püttcher 
sinnvoll, einen Bausachverständigen 
hinzuzuziehen, bevor man den Kauf-
vertrag unterschreibt. „Ein unabhängi-
ger Bausachverständiger betrachtet die 
ersehnte Immobilie nüchtern und neut-
ral nur anhand seiner Expertise“, erläu-
tert der Bauprüfer. „Hier kann Sie die 
Einschätzung des Experten im besten 
Fall vor einem großen Fehler bewah-
ren.“
Solch eine Begutachtung müsse nicht 
aufwändig sein. Eine einmalige Be-
gehung reiche in der Regel bereits für 
eine sinnvolle Einschätzung der Im-
mobilienqualität: „Bauingenieure oder 
Architekten beschäftigen sich seit Jah-
ren oder Jahrzehnten mit Bauqualität“, 
so Püttcher. „Das ist ihr täglich Brot. 
Sie wissen genau, worauf sie achten 
müssen, wenn sie mit Ihnen durch die 
Wohnung oder das Haus gehen.“
Dabei müsse aber auch klar sein, wo 
die Grenzen solch einer Beratung lä-
gen. Die Ortsbegehung beschränke sich 
naturgemäß auf eine visuelle Prüfung 
des Objektes und damit auf erkennbare 
Mängel und Schäden. Verdeckte Män-
gel könnten nicht begutachtet, höchs-
tens durch den „siebten Sinn“ eines er-
fahrenen Bausachverständigen erahnt 
werden.
„Natürlich wird wohl kein Bausach-
verständiger die Mängel- und Scha-
denfreiheit der Begutachtungsobjek-
te garantieren“, so Püttcher weiter. Um 
dies zu ermöglichen, müssten umfang-

Bestandsimmobilien vor dem Kauf 
unabhängig prüfen lassen

reiche, invasive und auch teure Unter-
suchungen durchgeführt werden, die in 
keinem Verhältnis zum Ergebnis stün-
den.
„Letztlich ist eine Beratung vor dem 
Kauf, wie sie auch vom VQC angebo-

ten wird, eine wertvolle Option, um 
das Risiko beim Immobilienkauf zu 
vertretbaren Kosten zu reduzieren“, so 
Heiko Püttcher abschließend.

Quelle: Verein zur 
Qualitäts-Controlle am Bau (VQC)
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Ein Wohnungsumzug ist immer ein be-
deutendes Ereignis. Da sollte man sich 
vorher informieren, mit welchem Un-
ternehmen man diese Herrausforde-
rung stemmen kann.
Das Fürstenwalder Unternehmen S. Sa-
chau Umzüge stellt auf dieser Seite sein 
Leistungsspektrum vor.
Privatumzüge: 
Egal, ob Voll- oder Teilumzug, wir ste-
hen Ihnen mit Rat und Tat in sämtlichen 
Fragen zur Seite. Rufen Sie uns an und 
vereinbaren einen Termin zur Besich-
tigung Ihrer Wohnung. Wir realisieren 
Ihren Umzug, abgestimmt auf Ihre per-
sönlichen Wünsche. 
Büro-, Gewerbe- und Objektum-
züge:
Für Firmen, Ämter, Praxen und Behör-
den bieten wir von Einzelleistungen bis 
zum Komplettservice viele Varianten 
an, so zum Beispiel Wochenendservice, 
Nacht- und Schichtumzüge. 

Umzug oder eine Wohnungsauflösung? 
Lassen Sie da ruhig die Profis ran!

abgestimmt ist. So können Sie sich be-
quem einige Tage Ruhe gönnen, wäh-
rend Ihr Hausrat sich auf die Reise 
über die verschiedensten Ländergren-

zen begibt.
Handwerkerser-
vice:

• Demontage und Mon-
tage Ihrer Möbel • 
Küchenein- und aus-

bau • Elektriker • Klemp-
ner • Dübelarbeiten (z.B. 
für Bilder, Lampen, Gardi-
nenstangen, Wandregale) • 
weitere Leistungen auf An-

frage wie z.B. Tapezier- und Ma-
lerarbeiten und Reinigungsarbeiten

Lagerung:
• Langfristige Lagerung im nicht tem-
peraturgeführten Lager • Zwischenla-
gerung bei unterschiedlichen Terminen 
des Aus- und Einzuges • Sammellage-
rung für die Zusammenstellung von 

zen begibt.
Handwerkerser-
vice:

• Demontage und Mon-
tage Ihrer Möbel • 
Küchenein- und aus-

bau • Elektriker • Klemp-
ner • Dübelarbeiten (z.B. 
für Bilder, Lampen, Gardi-
nenstangen, Wandregale) • 
weitere Leistungen auf An-

frage wie z.B. Tapezier- und Ma-
lerarbeiten und Reinigungsarbeiten

Wohnungsaufl ösungen: 
Wir räumen auf Wunsch besenrein, 
verwerten aber kein Inventar. Es wird 
alles entsorgt oder auf Kundenwunsch 
zu einem Verwerter gefahren, Gar-
dinenstangen und Haken aus 
der Wand ge-
nommen und 
besenrein über-
geben.
Auslandsumzüge:
Wir realisieren Um-
züge aller Bereiche 
in die ganze Welt. Da 
besonders bei Umzü-
gen in Länder, die nicht 
zur EU gehören, in jedem Fal-
le spezifi sche Einfuhrbestimmungen 
gelten, helfen wir Ihnen bei der Zusam-
menstellung der nötigen Dokumente 
und Formulare. Gemeinsam mit unse-
ren Kunden erarbeiten wir eine Check-
liste, die individuell auf Ihre Wünsche 

Beiladungen zum Fernverkehr
Weitere Serviceleistungen:
• Entsorgung von Sperrmüll nach Wie-
geschein, Packmaterialien für den Um-
zug auch leihweise. 
Egal ob ein Umzug innerhalb eines Or-
tes oder ins Ausland erfolgen soll, in je-
dem Fall garantieren wir von der An-
frage bis zur Abholung des Packmate-
rials eine individuelle Beratung und Be-
treuung entsprechend Ihrer konkreten 
Vorstellungen.
Wir informieren Sie gern persönlich 
über unsere Leistungen und freuen uns 
darauf, auch Ihren Umzug realisieren 
zu dürfen! 
Ihre Fa. S. Sachau Umzüge
15517 Fürstenwalde, 
Ehrenfried-Jopp-Str. 18, 
Telefon: 03361 5464, 
Fax-Nr: 03361 308973,
info@sachau-umzuege.de, 
www.sachau-umzuege.de

Umwelt schonen. 
Energien schonen. 
Geldbeutel schonen.

Das ist kein Widerspruch, 
sondern der Grundgedanke
unseres zinsgünstigen Kreditprogramms. 
Denn das bringt Sie Ihrem 3-Liter-Haus 
entscheidend näher. 
Wie? Kommen Sie jetzt bei uns vorbei
oder informieren Sie sich unter 
www.vrbfw.de.

Wir machen den Weg frei.

Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.

Jetzt

Eigenheim 

klimafit

machen!
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Für Verkäufer und Käufer

Sie möchten Ihr Einfamilienhaus, 
Ihre Eigentumswohnung oder Ihr 
Grundstück verkaufen?
Dann sind Sie bei mir genau rich-
tig.
Der Verkauf einer Immobilie wel-
cher aus verschiedensten Gründen 
erfolgt, ist meist mit vielen Emotio-
nen und Erinnerungen verbunden. 
Deshalb ist es mir wichtig, dass 
ich meinen Verkäufern das Gefühl 
gebe, dass Ihre Immobilie bei mir in 
guten Händen liegt. Gern bewerte 
ich Ihre Immobilie als zertifizierte 
Immobilienmaklerin marktgerecht 
und aus meinen Erfahrungen seit 
2011. Als Immobilienmaklerin für 
den Landkreis Oder Spree, ist es 
mein Ziel Sie optimal im Verkaufs- 
sowie Kaufprozess zu beraten und 
zu begleiten. 

Mein Leistungsangebot
- eine sach- und fachgerechte 
Wertermittlung ihrer Immobi-
lie
- Erarbeitung eines qualifizier-
ten Exposés sowie die Einholung 
benötigter Unterlagen, 
- Erstellung eines notwendigen 
Energieausweises

- Organisation und Begleitung 
von Besichtigungen
- Erarbeitung eines Vorvertra-
ges für Klärung von Fragen 
bzgl. der Kaufpreiszahlung, der 
Beleihung, des Freizuges und 
des Besitzüberganges
- Persönliche Begleitung zur no-
tariellen Beurkundung und dem 
Besitzübergang
- Betreuung von Suchinteressen-
ten
Ich versichere Ihnen eine profes-
sionelle Beratung, einen erfolgrei-
chen Verkauf Ihrer Immobilie bis 
hin zur Schlüsselübergabe.

Zögern Sie nicht mich anzurufen.
Sie sparen Zeit und Geld.
Ich freue mich über Ihren Anruf.

IHRE ANTJE WINKLER

Lindenstr. 11a, 15848 Rietz Neu-
endorf / OT Ahrensdorf
Tel: 033677/626234
Mobil: 0160 92003704
Email: kontakt@die-winkler-
immobilien.de
Homepage: 
www.die-winkler-immobilien.de

Für Sie vor Ort

SIE SPAREN ZEIT UND GELD!

Sensible Problemzonen – auch 
Häuser kennen das. Bei Sanie-
rungen treten im Mauerwerk 
besonders die Stellen zutage, 
die durch Feuchte und Salze 
belastet sind. Dort bröckelt der 
Putz, es zeigen sich feuchte Fle-
cken und Ausblühungen.

Seit mehr als 40 Jahren arbei-
ten Hersteller an der Entwick-
lung spezieller Sanierputze. Sie 
zeichnen sich durch ihre ver-
minderte kapillare Leitfähig-
keit aus. Dadurch verhindern 
sie, dass Wasser in flüssiger 
Form die Putzoberfläche er-
reicht – es verdunstet bereits im 
Sanierputzquerschnitt. In gelös-
ter Form mittransportierte Sal-
ze werden dabei im Sanierputz 
dauerhaft eingelagert und er-
reichen die Oberfläche erst gar 
nicht. Diese Spezialmörtel ge-
ben aber trotzdem Wasser als 
Wasserdampf an die Luft ab, so 
dass Mauern weiter austrock-
nen. So werden Feuchteflecken, 
Salzausblühungen und in der 
Folge unweigerliche Schäden 
unterbunden.

Die Wissenschaftlich-Techni-
sche Arbeitsgemeinschaft für 
Bauwerkserhaltung und Denk-
malpflege e. V. (WTA) gibt seit 
1985 ein Merkblatt zu Sanier-
putzen heraus, das immer wie-
der aktualisiert wird, um die 
Einsatzmöglichkeit und Wirk-
samkeit dieser Produktgrup-
pe differenziert zu beschrei-
ben. “Viele Hersteller lassen 
ihre Produkte von der WTA zur 
Qualitätssicherung zertifizie-
ren”, sagt Heiko Faltenbacher, 
Prokurist und Leiter Marketing 
bei Heck Wall Systems. Das Un-
ternehmen aus dem oberfränki-
schen Marktredwitz hat bereits 
die vierte Generation seines Ra-
jasil-Sanierputzsystems auf den 
Markt gebracht und arbeitet 

kontinuierlich an der weiteren 
Entwicklung. Verbesserungen 
in der Zusammensetzung führ-
ten dazu, dass sich die wasser-
abweisenden Eigenschaften des 
Putzes schneller bereits wäh-
rend des Trocknungsprozesses 
entfalten. Das verhindert, dass 
Salze in den frischen Sanierputz 
einwandern können und erhöht 
damit die Haltbarkeit erheblich. 
Auch die Haft- und Verarbei-
tungseigenschaften werden da-
durch optimiert.

Doch der Sanierputz alleine 
kann nicht alle Feuchteproble-
me lösen, warnt Faltenbacher. 
Letztlich bekämpft er nur die 
Symptome. Die Ursachen des 
Wassereintritts ins Mauerwerk 
sollten daher stets durch Ab-
dichtungsmaßnahmen behoben 
werden. Unter Umständen emp-
fiehlt es sich, eine nachträgliche 
Horizontalsperre einzubauen, 
die das Aufsteigen von Feuch-
tigkeit aus dem erdberührten 
Bereich verhindert. Dazu ste-
hen spezielle Injektionsmit-
tel, z. B. Injektionscremes, zur 
Verfügung. In anderen Fällen 
ist ein fachgerechter Anschluss 
des Haussockels ans Erdreich 
nötig. Oder das mit Erde um-
gebene Mauerwerk muss abge-
dichtet werden.

“Meistens greift bei einer Sa-
nierung ein System verschiede-
ner Komponenten”, so die Er-
fahrung des Experten. Sein Rat: 
Überall dort, wo Feuchtigkeit 
und Salze dem Mauerwerk zu 
schaffen machen, sollten Fach-
leute zuerst eine gründliche Be-
standsaufnahme vornehmen. 
“Sanierputze bilden aber immer 
einen zentralen Baustein, wenn 
es darum geht, Mauern langfris-
tig vor Schäden zu schützen.”

www.wall-systems.com

Mauern langfristig 
vor Feuchteschäden schützen

Vom Eigenheim bis zum Mehrfamilien-
haus: Im Landkreis Oder-Spree wurden 
im vergangenen Jahr 840 neue Wohnun-
gen gebaut. Das teilt die Industriegewerk-
schaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) 
unter Berufung auf aktuelle Zahlen des 
Statistischen Bundesamtes mit. Danach 
flossen in den Neubau Investitionen in 
Höhe von rund 220 Millionen Euro. „Zu-
sätzliche Wohnungen sind ein wichtiger 
Beitrag gegen steigende Mieten. Wichtig 
ist dabei das bezahlbare Segment. Und 
es kommt vor allem darauf an, dass im 
sozialen Wohnungsbau noch mehr getan 
wird“, sagt Astrid Gehrke.
Die Bezirksvorsitzende der IG BAU 
Oderland sieht insbesondere die Politik 
in der Pflicht. Der Wohnungsbau in der 
Region könne nur dann Power zeigen, 
wenn in Berlin und Potsdam die richti-
gen Weichen gestellt würden. „Die Bun-
desregierung hat 400.000 neue Wohnun-
gen pro Jahr versprochen. Ein Viertel 
davon sollen Sozialwohnungen sein. Von 
diesem Ziel ist die Ampel-Koalition noch 
weit entfernt. Hier ist aber auch die Lan-
despolitik gefordert“, so Gehrke. Im ver-
gangenen Jahr sind laut Statistik bundes-
weit lediglich 293.400 neue Wohnungen 
entstanden – 4,2 Prozent weniger als im 
Vorjahr. Zudem erschweren knappe Bau-
materialien, steigende Energiepreise, In-

Kreis Oder-Spree: 840 neue Woh-
nungen im vergangenen Jahr gebaut

flation und steigende Bauzinsen derzeit 
den Neubau, so die Gewerkschaft. Hinzu 
kämen ein hoher Fachkräftebedarf und 
unzureichende staatliche Förderungen.
Um vor allem „den lahmenden Bau von 
Sozialwohnungen voranzubringen“, 
schlägt die IG BAU ein „Sonderpaket 
sozialer Wohnungsbau“ vor. Die Mehr-
wertsteuer auf Sozialwohnungen sol-
le von 19 auf sieben Prozent abgesenkt 
werden. Der Bau einer staatlich geför-
derten Wohnung würde nach Angaben 
der Gewerkschaft so um zehn Prozent 
günstiger. „Außerdem müssen Bund und 
Länder dringend das Baurecht vereinfa-
chen. Es wird höchste Zeit, dass Geneh-
migungsverfahren schlanker und schnel-
ler werden. Zwischen Bauantrag und 
Baubeginn geht oft wertvolle Zeit verlo-
ren“, betont Gehrke.
Die IG BAU-Bezirksvorsitzende ver-
weist auf eine enorme Chance, um zu-
sätzlichen Wohnraum zu gewinnen: 
den Umbau bereits bestehender Gebäu-
de. „Im Kreis Oder-Spree schlummert 
ein großes Potential in der Umnutzung 
von Altbauten. So lassen sich bei vielen 
Wohngebäuden, Büro-, Geschäfts- und 
Parkhäusern Dachetagen aufstocken. 
Dazu kommt – durch mehr Homeoffice 
– der Umbau von Büros zu Wohnungen.“ 
Gerade auch mit Blick auf den steigen-
den Wohnraumbedarf für die Menschen, 
die vor dem Krieg aus der Ukraine ge-
flüchtet sind, müssten alle Möglichkeiten 
genutzt werden.
An die Adresse der heimischen Bau-
branche macht die Gewerkschafterin 
deutlich: „Viele Firmen suchen dringend 
Fachkräfte, um die Aufträge bewältigen 
zu können. Aber qualifizierte Maurer 
und Zimmerleute gewinnt nur, wer an-
ständige Löhne zahlt und gute Arbeits-
bedingungen bietet.“ Baubeschäftigte 
sollten sich nicht unter Wert verkaufen 
und auf einer tariflichen Bezahlung be-
stehen. Genug zu tun gebe es allemal, so 
Gehrke.

Quelle: Industriegewerkschaft 
Bauen-Agrar-Umwelt 

Bezirksverband Oderland

Eisenflechter beim Wohnungsneubau: Da-
mit trotz steigender Baupreise mehr bezahl-
barer Wohnraum in der Region entsteht, 
fordert die IG BAU Oderland zusätzliche 
Anstrengungen von der Politik.
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Wohngesunde Raumluft bei Sommerhitze
Wände und Bodenbeläge eher chemi-
sche Schadstoffe ab. Daher ist es für 
eine wohngesunde Raumluft ratsam, 
beim Neubau oder Renovieren emis-
sionsarme Produkte mit dem Güte-
siegel EMICODE zu ver-
wenden.
Ganze 4 Grad wär-
mer kann es bis 
zum Jahr 2100 
auf der Erde 
werden, so das 
Umwel t bu n -
desamt in sei-
nem Szena-
rio. Zugleich 
werden Hitze-
wellen häufiger, 
intensiver sowie län-
ger dauern – auch in 
Deutschland. Klimaforscher 
schätzen, dass in Berlin bereits in 30 
Jahren warme Temperaturen wie in 
Freiburg herrschen könnten. Und die-
se im Breisgau auf Toskana-Niveau 

Sommer, Sonne, Sonnenschein lo-
cken in den warmen Monaten ins 
Freie. Teils steigen die Temperaturen 
aber derart, dass die Räume im Haus 
zum kühleren Zufluchtsort geraten. 
Zumindest für jene, die nicht unterm 

Dach oder in einem ungedämmten 
Zuhause leben. Dort kommen die Be-
wohner noch mehr ins Schwitzen, da 
die Sonne zuerst die Gebäudehül-
le durchdringt und dann die Zimmer 
aufheizt. Wegen der Hitze geben die 

ansteigen. Heiße Tage und hohe Luft-
temperatur wirken sich auch auf das 
Gebäudeinnere aus, vor allem ohne 
eine gute Wärmedämmung.
Gerade in Dachgeschosswohnungen 

kann es im Sommer schnell 
über 30 Grad warm 

werden – und der 
Aufenthalt für die 

Bewohner wird 
zur Tortur. Die 
Hitze hat auch 
Auswirkungen 
auf die Atem-
luft, indem sie 
mehr so ge-

nannte flüchtige 
organische Verbin-

dungen (VOC) aus 
verarbeiteten Baustof-

fen freisetzt. Deshalb sollten 
beim Neubau oder bei Sanierungen 
nur Produkte zum Einsatz kommen, 
die möglichst geringe VOC-Aus-
dünstungen aufweisen. Ein hilfrei-
cher Indikator sind dabei Gütesiegel 
wie beispielsweise der EMICODE. 
Er prüft und zertifiziert verschiede-
ne Produkte für das Bauen, Verle-
gen und Abdichten hinsichtlich ihrer 
Emissionen mit seinem EC1-Label.
Je heißer es ist, desto eher werfen Bo-
denbeläge wie Teppich & Co. Wellen. 
Hier empfiehlt sich ein vollflächiges 
Kleben, um Schadensbilder zu ver-
meiden. Wichtig ist, dass zum Kle-
ben des Belags wohngesunde Pro-
dukte verwendet werden. Auch diese 
sind leicht am gut sichtbaren EMI-
CODE-Label auf ihrer Verpackung 
erkennbar. Um in der Sommerzeit 
selbst im Dachgeschoss einen küh-
len Kopf zu bewahren, lohnt sich 
eine wirksame Dämmung mit Mine-
ralwolle oder auch Holzfaserplatten. 
Damit hat man zugleich eine perfekte 
Wärmedämmung in der kalten Jah-
reszeit. Bauherren holen sich am bes-
ten Rat vom Handwerker, denn auch 
die Luftfeuchtigkeit spielt eine Rol-
le. Dazu greift der Profi auf eine so 
genannte Dampfbremse zurück, eine 
luftdichte Folie gegen Schimmelbil-
dung.
Wer seine Gebäudehülle inklusive 
Dach dämmt, wird an den heißen Ta-
gen des Jahres dankbar für niedrige-
re Temperaturen sein. Es hilft, zu-
sätzlich die Fensterflächen von außen 
zu verschatten. Nachts und früh mor-
gens heißt es dann Lüften, gerade 
wenn die Fenster luftdicht gedämmt 
sind. Kommt für die Gestaltung des 
Zuhauses Material mit dem EC1-Zer-
tifikat zum Einsatz, sind sich Bewoh-
ner einer wohngesunden Raumluft 
gewiss.
Mehr Informationen zum EC1-Siegel 
unter www.emicode.com

PD-Foto: GEV
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Auf dem Teppich bleiben
mit Bodenbelägen von PREWENA GmbH

Wir verlegen nicht nur Bodenbeläge!
Wir scha�en Wohlfühlatmosphäre für 

privat und Gewerbe

Dr.-Cupei-Str. 3 | 15517 Fürstenwalde
(kurz hinter der Zulassungsstelle im Pintsch-Gewerbegebiet)
Tel: 03361 – 34 39 13 | Fax: 03361 – 34 39 14

Bodenbeläge
In unserem Bodenbelagsstudio �nden Sie eine reichhaltige 
Auswahl an Designbelägen, Fertigparkett- und Laminatböden, 
Teppichböden, Linoleum- und PVC-Belägen.

Fachgerechte Verlegung 
Wir verlegen Ihren Bodenbelag sauber und mit viel handwerkli-
chem Geschick.

Individuelle & ausführliche Beratung

Sprühsaugerverleih & Reinigungsprodukte

Kettel-Service im Geschäft für saubere 
Abschlusskanten

E-Mail: info@prewena.de
www.prewena.de
www.facebook.com/prewena

Wir suchen ab sofort einen

Unbefristet in Vollzeit zur Unterstützung unseres Teams.
Sie sind freundlich, teamfähig und motiviert?
Sie haben Lust, „gemeinsam mit uns an einem Strang zu ziehen“? Super!
Dann schicken Sie uns Ihre Bewerbungsunterlagen zu, 
gerne auch per E-Mail oder rufen Sie uns einfach an!
Ihre Bewerbung richten Sie bitte an:
Andreas Tulke Tulight-Elektroinstallation
Weinbergsgrund 34 | 15517 Fürstenwalde/Spree
Tel. 03361-32060 | info@tulight-elektro.de | www.tulight.de

U b f i t t i V ll it U t tüt T

Der Vinylboden ist ein wahrer All-
rounder unter den Bodenbelägen und 
besticht durch seine materialbeding-
ten Eigenschaften. Er ist robust, pfl e-
geleicht, rutschhemmend und stoßfest. 
Daher eignet sich der sogenannte De-
signboden auch für stark beanspruch-
te Räume. Dazu zählt das Badezim-
mer, zumal wenn sich Kinder darin 
vergnügen und das Wasser mal wieder 
über den Badewannenrand läuft. Auch 
der Hobbyraum, wo geschreinert, ge-
schraubt, geschwitzt und hin und wie-
der feuchtfröhlich gefeiert wird, benö-
tigt einen gutmütigen Bodenbelag.
Doch um seine Stärken in diesen Räu-
men auszuspielen, muss das Vinyl in 
Form von Dielen, Planken oder Flie-
sen zwingend vollfl ächig auf den Est-
rich geklebt werden. Anders als bei der 
schwimmenden Verlegung ist der Be-
lag dadurch fest mit dem Untergrund 
verbunden. Er rutscht und schwingt 
nicht unter Belastung, sondern bleibt 
an seinem Platz und behält seine Form. 
Optimal für alle, die in ihrem Hobby-
raum Billard oder Darts spielen bezie-
hungsweise Basteln und Werkeln wol-
len.
Ein weiterer Vorteil des geklebten Fuß-
bodenbelags ist die bessere Wärmeleit-
fähigkeit, weshalb man ihn auch pro-
blemlos auf einer Fußbodenheizung 
verlegen kann.Hier empfehlen Profi s 
eine geklebte Verlegung. Sie verrin-
gert den Geh- und Raumschall erheb-
lich. Weiterer Vorteil der Klebemetho-
de: Beschädigte Planken und Elemente 
können ganz einfach ersetzt werden. 
Sie sind ja nicht miteinander über ein 
Klicksystem verriegelt.
Badezimmer stellen hohe Ansprüche 
an Bodenbeläge, zumal wenn sich re-
gelmäßig Kinder darin aufhalten. Da 
gehen schon mal die „Wogen“ hoch und 
der Duschkopf dient als Wasserwerfer. 
Wer den falschen Belag hat, muss auf 
Dauer mit Feuchtigkeitsschäden rech-
nen. Mit Vinyl, sofern es vollfl ächig auf 
den Boden geklebt wird, ist man hinge-
gen auf der sicheren Seite. Dadurch ist 
der Bodenbelag, ähnlich einem Boden 
aus keramischen Fliesen, wasserbe-
ständig. Das gilt allerdings nur, wenn 
die Fugen an den Rändern mit einem 
elastischen Dichtstoff gut abgedich-
tet sind, so dass auch über diesen Weg 
kein Wasser in den Untergrund gelan-
gen kann. Demgegenüber besteht bei 
Klick-Verbindungen immer die Gefahr, 
dass Wasser unter die Fläche gelangt 
und so zu Schäden führt.
Das vollfl ächige Kleben ist eine Ar-
beit für Profi s. Der Handwerker prüft, 
ob der Untergrund genügend fest und 
eben ist. Bei einem geplanten Hobby-
raum im Keller gilt es vor allem beim 
Neubau auf die vorhandene Restfeuch-
te des Untergrunds zu achten. Ist der 
Boden nicht ausreichend trocken, kann 
dies zu Geruchs- und Schimmelbildun-
gen bis hin zur Zerstörung der Boden-

Geklebter Vinylbelag überzeugt 
belagsfl äche führen. Überhaupt spielt 
die Wohngesundheit eine wesentli-
che Rolle. Daher wählt der Profi  aus-
schließlich zertifi zierte, lösemittelfreie 
Verlegwerkstoffe und Dichtungsmate-
rial aus, die ein Umwelt-Siegel wie den 
EMICODE oder Blauen Engel tragen 
und sehr emissionsarm sind. Richtig 
installiert bieten elastische Bodenbelä-
ge im Wunsch-Design höchste Funk-
tionalität bei maximaler Strapazierfä-
higkeit für eine lange Lebensdauer.
Quelle:  IBK / PR Bauen & Wohnen
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Ihr Spezialist für den Innen-
ausbau, Maler-, Sanitär-, 
Fliesen- oder Trockenbau

SAUBER
PREISWERT

ZUVERLÄSSIG

Tel.            0176 786 82 66Tel.            0176 786 82 66Tel.            0176 786 82 66Tel.            0176 786 82 66

Die Schnittstelle von Planer und Bau-
unternehmen ist in Bauprojekten häu-
fig Auslöser für Auseinandersetzun-
gen der beteiligten Parteien. Denn wie 
detailliert der Architekt die Ausfüh-
rung planen muss, ist stets nur im Ein-

zelfall zu beurteilen. Das wirft Fragen 
auf, die nicht selten zu Streitigkeiten 
führen. Rechtsanwältin Jennifer Essig 
von der Arbeitsgemeinschaft Bau- und 
Immobilienrecht im Deutschen An-
waltverein klärt auf. Ist der Entwurf 

für ein Bauvorhaben verabschiedet, 
beauftragt der Bauherr üblicherwei-
se einen Architekten mit der Ausfüh-
rungsplanung. Was in der Theorie zu-

nächst so einfach klingt, führt in der 
Baupraxis häufig zu Schwierigkeiten. 
„Wie detailliert der Architekt eigent-
lich planen muss, das ist eine Frage, 
die oft erst nach Baustart aufkommt 
– nämlich dann, wenn Planer und 
ausführende Gewerke aufeinander-
treffen“, sagt Rechtsanwältin Jenni-
fer Essig. „Zu diesem Zeitpunkt ist es 
für eine streitfreie Projektumsetzung 
dann häufig bereits zu spät. In der Fol-
ge sind langwierige Klärungsprozes-
se nötig.“ Zwar schreibt die HOAI in 
einer Anlage des § 34 Anforderungen 
an die Ausführungsplanung des Ar-
chitekten fest, doch fehle hier ein defi-
nierter Detailierungsgrad. 
„In der Anlage 10 des § 34 HOAI fin-
den sich zwar Anforderungen an die 
Planung des Objekts, doch unter dem 
Strich lassen sich hieraus keine ein-
deutigen Anforderungen an die Spezi-
fikation ableiten“ sagt Essig, Fachan-
wältin für Bau- und Architektenrecht. 
„Das BGH-Urteil von 1987 prägt hier 
noch immer die heutige Rechtspre-
chung: Der Detaillierungsgrad der 
Pläne des Architekten ist im Einzel-
fall zu beurteilen.“
Die Planung: Anleitung zum ferti-
gen Objekt
Die Ausführungsplanung des Archi- 

Ausführungsplanung des Architekten: Der Teufel steckt im Detail

Foto:© ARGE Baurecht/Adobe
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•  Beton-, Granit-, Natursteinverlegung
•  Straßen, Wege, Plätze, Rabatten, 
   Terrassen, Treppen.....
•  Stützwände, Durchlässe
•  Systemzaunanlagen
•  Drainage, Entwässerungssysteme, 
   Palisaden
•  Erdarbeiten jeglicher Art
Unverbindliche Angebotserstellung inkl. 
aller anfallenden Positionen! Rechnung 
kann mit deutscher Steuernummer aus-
gestellt werden.

TP BUDOWNICTWO
Osiecznica ul.Polna 1

66-600 Krosno Odrzanski
                    DE   Tel.:    01515-2075957
                    DE   Tel.:    0048 693 566 542
           E-Mail:  info@tpbudownictwo.eu

Unsere Leistungen:

schnell - preiswert - 

zuverlässig

Holztreppen und 
Türen nach Maß, 
aus bestem Holz 
von Meisterhand, 

Tel.: 0176 786 8266

tekten dient allen Baubeteiligten, in 
erster Linie dem ausführenden Bauun-
ternehmen, als Umsetzungsanleitung. 
„Maßgeblich für den Detaillierungs-
grad der Bauplanung ist daher, dass 
der Bauunternehmer auf ihrer Basis 
das geplante Bauvorhaben erfolgreich 
umsetzen kann.“ Dabei spielen neben 
dem vorauszusetzenden Fachwissen 
des verantwortlichen Baufacharbei-
ters auch die Gegebenheiten vor Ort 
eine Rolle. „Diese ortsabhängigen und 
menschlichen Aspekte sind nie eins zu 
eins vergleichbar. Deshalb behält sich 
die Rechtsprechung hier vor, in jedem 
Einzelfall zu beurteilen“ erklärt Essig.
Sorgfalt bei Werkstatt- und Monta-
geplänen
Nicht selten fertigt das Bauunterneh-
men eigene Werkstatt- und Montage-
pläne für das geplante Bauobjekt. Je 
nach Vertragsgestaltung obliegt die 
Pflicht der Prüfung dieser Pläne eben-
falls dem Architekten. „Der Planer 
trägt am Ende die Verantwortung da-
für, dass die Werkstatt- und Montage-
pläne des Bauunternehmens genau zur 
Ausführungsplanung passen“, sagt Es-
sig. „Daher ist aus Sicht des verant-
wortlichen Architekten immer höchs-
te Sorgfalt geboten. Er ist verpflichtet, 
auf offenkundige Fehler in den Werk-
statt- und Montageplänen hinzuwei-
sen.“ Andernfalls hafte der Architekt 

für eine fehlerhafte Planung. 
Besonderes Augenmerk sollte der Pla-
ner auch auf die Gegebenheiten vor 
Ort legen, empfiehlt die Fachanwältin 
für Bau- und Architektenrecht. „Die 
Planungen müssen den örtlichen Vor-
aussetzungen Rechnung tragen. Hier 
gibt die Rechtsprechung vor, dass die 
Planung eine jedes Risiko ausschlie-
ßende Detailtiefe aufweist.“ Mit einer 
sorgfältigen und detaillierten Planung 
werden Mängel und Streit über die 
Notwendigkeit von Nachträgen ver-
mieden.

Quelle: ARGE Baurecht
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Der Kamin als Backup beim Heizen
In Zeiten sogenannter Energiekrisen nebst 
Blackout-Gefahren, kommen Kaminöfen 
wieder in Mode.
Wer die Regeln der Bundesimmissions-
chutz-Verordnung (BlmSchV) als Betrei-
ber nicht kennt, wird häufig durch Herstel-
ler oder Kaminkehrer in die Irre geführt. 
Abgas-Grenzwerte gibt es bei offenen Ka-
minen regelmäßig nicht. Offen ist ein Ka-
min danach definitionsgemäß, wenn er 
sich bauartbedingt „auch“ offen betreiben 
läßt.
Das Märchen vom notwendigen Aus-
tausch des Kamins
Verbreitet wird indes von vielen Herstel-
lern und Kaminbauern wahrheitswidrig, 
dass die bis ca. 2005 verkauften Modelle 
gegen solche ausgetauscht werden müss-
ten, die die Stufe 2 der BlmSchV erfüllen, 
gestaffelt je nach Baujahr bis 2017, 2020 
oder 2024.
Auch viele Schornsteinfeger (SSF) klä-
ren darüber nicht auf und ordnen verein-
facht zunächst ohnegenaue Prüfung je-
den Kamin mit verschließbaren Türen als 
geschlossenen Kamin ein, was natürlich 
auch bedeutet, dass sie nicht explizit dar-
über belehren, wie man einen offenen Ka-
min zu betreiben hat.
Auch neue offene Kamine sind weiter-
hin erlaubt
Viele Eigenheimbesitzer ziehen es vor, bei 

Gelegenheit im Kamin ein offenes Feuer 
zu sehen, beim etwa Verlassen des Rau-
mes aber die Glastür des Kamins schließen 
zu können. Offene Kamine - ggf. inklusive 
Tür - sind auch neu weiter erlaubt - offen 
können sie technisch niemals Grenzwerte 
einhalten, und müssen es daher auch nicht. 
Deshalb dürfen offene Kamine nur gele-
gentlich und nicht rund um die Uhr betrie-
ben werden. Bei geschlossenen Türen hal-
ten solche von Herstellern beworbene die 
Grenzwerte dennoch ein, letztlich freiwil-
lig und gut für die Umwelt. Es bleibt aber 
dadurch dennoch ein offener Kamin, weil 
auch offen betreibbar.
Bereits das OVG Koblenz (Beschluß 
vom 12.04.1991, Az. 7 B 10342/91) stellte 
fest, daß durch den Betrieb eines Kamins 
„deutlich mehr Schadstoffe entstehen als 
bei Gas- oder Ölheizungen“.
Hunderttausende Käufer von Aus-
tauschkaminen an der Nase herumge-
führt
Für Hersteller bzw. Verkäufer wird es un-
angenehm, wenn bis zu einer Million Käu-
fer von Geräten die mit oder ohne Einbau 
so ab 4.000 EUR kosten - erfahren, wie 
zeitlich beschränkt sie ihren Kamin, den 
sie manchmal offen betreiben möchten, 
tatsächlich nutzen können, und dass ihnen 
dabei die Erfüllung von Grenzwerten in-
soweit gar nichts nützt, und auch gar nicht 
gefordert werden kann.

Bundesimmissionsschutzverordnung: 
Teurer Austausch von Kaminen 

ist oft nutzlos
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Denn auch bei geschlossenen Türen und 
trotz der dann eingehaltenen Grenzwer-
te bleibt es ein offener Kamin, für den die 
gleichen Nutzungsbeschränkungen gelten, 
wie für den ausgetauschten Kamin.
Regel der zeitlichen Begrenzung des Be-
triebs von Kaminen
Schon der Nachbar kann unter ungünsti-
gen Umständen den Betrieb an mehr als 8 
Tagen im Monat über mehr als 5 Stunden 
untersagen (OVG, a.a.O.). Grenzwerte bei 
den Abgasen sind indes nicht einzuhalten.
Nicht gerichtlich entschieden ist, welche 
zeitlichen Grenzen speziell nach einem 
Blackout gelten — weil dann z.B. Öl- und 
Gasheizungen regelmäßig mit ausfallen 
werden. Indes hat das Landgericht Mün-
chen I (Urteil vom 23.03.2022, Az. 15 0 
4553/21) entschieden: „Besteht die Ver-
pflichtung, einen
Kachelofen wegen überhöhter Emissions-
werte stillzulegen, ist der Schornsteinfe-
ger, der den Besitzer informiert hat, nicht 
verpflichtet, ihn ohne Nachfrage auf die 
dennoch bestehende Erlaubnis des Betrie-
bes während eines Katastrophenfalls hin-
zuweisen.“
Manche Kommune verweist auf die „ge-
legentliche Benutzung“ offener Kami-
ne nach Bundesrecht, ein unbestimmter 
Rechtsbegriff. Gelegentlich heißt zu-
nächst mal nicht ständig, nicht täglich, mit 
mehr oder weniger langen Unterbrechun-
gen. Wie das KukluxKlan-Mitglied im 
Interview sagte: Es ist nicht mehr üblich, 
Schwarze umzubringen.
Auf Rückfrage: Es kommt nicht mehr so 
häufig vor, und konkreter: Nicht mehr täg-
lich.
Täuschende Kamin-Herstellerwerbung
Viele Hersteller verkaufen neue Kami-
ne (bzw. Kamin-Einsätze), die auch offen 
betrieben werden können, inklusive zu-
gehörigem Funkenschutzgitter, und wer-
ben entsprechend damit, geben aber an, 
dass sie (aber ja nur, wenn geschlossen) 
die Grenzwerte gemäß der Stufe 2 der 1. 
BlmSchV einhalten.
Häufiger erwecken Hersteller damit den 
unzutreffenden Eindruck, dass man einen 
solchen Kamin zumindest bei geschlosse-
ner Tür nun unbegrenzt so oft betreiben 
darf, wie man will. Die Wahrheit ist eine 
andere. Auch diese Kamine dürfen (weil 
rechtlich offen) auch geschlossen ebenso 
nur gelegentlich genutzt werden, so dass 
der Austausch (außer für die Umwelt und 
effizientere Wärmeerzeugung) dafür kei-
nen Vorteil bietet.
Niemand hat bisher offene Kamine - 
auch neu eingebaut - verboten.
Man kann hier bei offenem Betrieb rein 
technisch gar keine Grenzwerte einhalten, 
und Filter in den Kamin einbauen behin-
dert den Abzug, was dann die Nutzer ver-
giften könnte. Der unkontrollierbare Luft-
strom verhindert jede Effizienz - 90 % der 
Wärme und jede Menge CO2 und Fein-
staub gehen direkt durch den Kamin ins 
Freie. Nur noch übertroffen wird dies vom 
nächtlichen Lagerfeuer im Freien, um das 
man herumsitzt, darüber sinnierend, was 
man denn von einem Feuer eigentIich er-
wartet, außer dass es warm wird.
Der Gesetzgeber ging in der Begründung 
davon aus, dass daher auch niemand sol-
che Kamine öfters nutzt, und schrieb vor, 
dass sie nur gelegentlich genutzt werden 
dürfen. Was das heißt, darf man sich ausle-
gen, solange keine Behörde es vorschreibt, 
und sich damit vor den Verwaltungsgerich-

ten durchsetzt. Mancher Schornsteinfeger 
erkennt den offenen Kamin nicht als sol-
chen, und kreuzt bei seiner Feuerstätten-
schau nicht mal im Formular den Zusatz 
an, dass er nur gelegentlich genutzt wer-
den darf. Dann ist man daher erst einmal - 
vielleicht für lange Zeit - auf der Schiene, 
es sei kein offener Kamin, und daher müs-
se er – was unzutreffend ist – Grenzwerte 
einhalten, oder stillgelegt werden.
Natürlich ist es ein hübsches Konjunktur-
programm, wenn man möglichst viele - so 
10 Mio. Kamin-Betreiber - glauben lässt, 
sie müssten einen neuen Kamin anschaf-
fen. Geworben wurde auch ehemals da-
mit, dass solche Gusseisenkamine Gene-
rationen halten.
Sonderregeln auch für Holzöfen in Kü-
che und Bad
Der Holzofen in der Küche - ebenso der 
Badezimmerofen für das Badewasser - ha-
ben vergleichbare Sonderregelungen, für 
die, die darauf angewiesen sind, aus sozi-
alen Gründen. Und auch historische Öfen 
an ihrem unveränderten Platz, aus Grün-
den des Denkmalschutzes.
Der Kamin – ein Spielball der Politik
Nicht nur Heizen mit Holz ist neuerdings 
umstritten. Das Umweltbundesamt hat Be-
denken, weil Pelletheizungen zu viel Fein-
staub er zeugen —so wie manches stillge-
legte SUV-eAuto. USUmweltinitiativen 
wehren sich bereits gegen das Fällen ih-
rer Wälder, die dann als Pellets zur Strom-
erzeugung den Atlantik überqueren, und 
hier je Kilowattstunde mehr CO2 abgeben 
als Öl oder Gas. Und auch „nachhaltiger“ 
Biosprit ist ins Visier der Welthungerhil-
fe geraten, weil das dafür verarbeitete Ge-
treide Hungernden fehlt – ein Verbot der 
Beimischung zu Diesel scheint nah.
Die EU-Kommission möchte nun einer 
Empfehlung der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) folgen, wonach künftig 
Kommunen sowohl Fahrverbote für Die-
selautos, als auch Heizen mit Holz untersa-
gen könnten. In der Praxis scheinen bereits 
heute Behörden bei der Umsetzung der seit 
Jahren geltenden „Technischen Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft“ (TA Luft) sowie 
zum Lärmschutz (TA Lärm) überfordert.

Quelle: Pressemitteilung 
Dr. Johannes Fiala, PhD, MBA, MM, 

De-la-Paz-Str. 37, 80639 München
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In der vergangenen Ausgabe wurden viele 
Themen angesprochen rund um unseren 
Bürgermeister Herrn Rudolph und zu dem 
Standpunkt und Abstimmungsverhalten der 
Mehrheit der Stadtverordneten.
Im Beitrag: Wofür wurde Matthias Rudolph 
eigentlich gewählt? Das liest sich wie eine 
Anklageschrift und ist für unsere Bürger/
innen nicht schlüssig dargestellt. Es fehlt die 
klare Substanz.
Ein Bürgermeister ist gewählt um zu mode-
rieren und offenes Ohr für seine Bürgerinnen 
und Bürger zu haben und sich für deren Wün-
sche einsetzen – egal, ob für Einzelpersonen, 
Gruppen oder Organisationen (z.B. Vereine). 
Er bereitet die Sitzungen vor und muss sich 
danach darum kümmern, dass die Beschlüs-
se umgesetzt werden.
Herr Rudolph ist gewählt worden, weil die 
Mehrheit sich Neues erhofft hat. Er ist jung 
und dynamisch. Bekommen hat die Stadt 
jung und Stillstand. Wer sich nur mit der 
Vergangenheit beschäftigt, kann die Zukunft 
nicht gestalten und kreative Ideen entwickeln.
Es gab eindeutige Wahlversprechen und dar-
an wird der Bürgermeister gemessen. Irgend-
welche Leuchtturmprojekte wurden da nicht 
benannt. Die Surf-Era ist eine Nummer zu 
groß für unsere Stadt. Es geht auch nicht um 
privates Investment, das sicherlich lobens-
wert ist. An anderer Stelle wird es gefördert. 
Eine neue Schwimmhalle 2.0 benötigt 22,5 
Mill. Ständig wird dem entgegengesetzt, dass 
die Sanierung des schwapp 27 Mill. Kostet. 
Das ist so nicht richtig. Diese Kosten fallen 
bei einer Kernsanierung (Luxussanierung) 
an.
Die Kreditlast vom schwapp müsste beim Bau 
einer neuen Schwimmhalle mit übernommen 
werden. Also erheblich teurer. Es gab eine 
Vorlage von Herrn Dr. Schieben, man be-
nötige nur 15 Mill. Davon ist gegenüber den 

Fürstenwalder/innen wenig oder nix veröf-
fentlicht worden. In mehreren Jahresscheiben 
kann man eine sehr gute Sanierung auf den 
Weg bringen. Dafür muss der politische Wille 
vorhanden sein. Genau an dieser Stelle kann 
sich unser Bürgermeister mit seiner Kreati-
vität und seinem (so sagte er) kooperativen 
Führungsstil beweisen. Die Schwimmhalle/
schwapp ist ein stadtprägendes Gebäude und 
es gilt dieses zu erhalten.
Natürlich macht es auch Sinn, Partner zu 
akquirieren. Das ist aber schwer, wenn man 
im Vorfeld so ziemlich jeden vor den Kopf 
gestoßen hat. Nicht zuletzt muss man das Sa-
nierungskonzept auch wollen. Die ehemalige 
Betriebsleitung des schwapp prophezeite je-
doch schon vor der Bürgermeisterwahl, dass 
es für das schwapp mit einem Bürgermeister 
Rudolph sehr schlecht aussehen wird.
Noch ein paar Worte zum Werks- 
ausschuss, bei dem ich zugegen war. Mir ist 
nicht klar, warum der Bürgermeister auf die 
Einwohnerfrage nach den schon seit gerau-
mer Zeit nicht mehr erstellten Rechnungen 
für die schwapp-Nutzung von Vereinen nicht 
antworten wollte. Gerade wo das schwapp 
auf jede Einnahme angewiesen ist. Zudem 
finde ich sehr befremdlich, dass der Bürger-
meister beim wutentbrannten Verlassen der 
Sitzung, einem Stadtverordneten gegen den 
Stuhl treten musste.
Auf Facebook im Januar 2021 sagte Herr 
Rudolph. Wenn die Fürstenwalder/innen es 
nicht wünschen, bleibt das Schwapp.
Sehr geehrter Herr Hauke, Sie schreiben: 
Erstmalig habe man im großen Stil die Bürger 
bei der Entscheidung mit einbezogen, immer-
hin 2275. Das ist lächerlich. Über ein Jahr hat 
der Bürgermeister und die Stadtverwaltung 
eine Bürgerbeteiligung auf den Weg gebracht. 
Ein Jahr und nur 2275 Fürstenwalder/innen, 
wobei die Beteiligung noch manipulierbar 

war. Darauf wurden hingewiesen.
Also diese Zahlen sind schwach, ganz 
schwach. Die Petition brachte in vier Wochen 
2600 Unterschriften.
Ob Herr Rudolph diese anerkennt oder nicht, 
das sind Befürworter für das schwapp.
Bei der Bürgerbeteiligung haben sich 1433 
für die Surf-Era entschieden, bleiben 842 für 
das schwapp.
2600 plus 842 ist gleich 3442 Stimmen für 
den Erhalt, also die Mehrheit. Das war keine 
aufwendige Bürgerbeteiligung.
Zu wenig Bürger erreicht über eine lange 
Zeit, das spricht für ein schlechtes Manage-
ment mit viel Kosten. Auch visuell ist es bei 
Roll-Up-Bannern und auf Facebook nicht 
gelungen mehr Bürger/innen für die Betei-
ligung zu gewinnen. Vielleicht sollten die 
Organisatoren mal mit dem Begriff Mehrheit 
auseinandersetzen.
Frau Winkler von der MOZ hat sechs Bürger/
innen auf der Straße befragt, vier waren für 
das schwapp, zwei für die Surf-Era so veröf-
fentlicht. Also Mehrheit für schwapp. Oder?
Zu dem Artikel von Frau Nancy Krüger. 
Die Stadtverordneten haben  Gutachten, 
Experten und Bürger ignoriert. Das BFZ hat 
den Antrag zur Abstimmung gestellt. Danach 
erfolgte die Abstimmung.
Das ist Demokratie. Zu fragen ist hier. 
Warum stellte das BFZ einen Antrag zur 
Abstimmung?
Jetzt sind die Mehrheiten gebündelt und es 
muss das Sanierungskonzept, Beschluss vom 
03.09.2020, umgesetzt werden. Hier kann 
noch einiges modifiziert werden, aber dann 
muss es los gehen.
Es stößt einfach auf Unverständnis, wenn 
eine Fraktion einen Antrag zur Abstimmung 
stellt, die Abstimmung erfolgt und im 
Anschluss wird nachgetreten. Völlig sinnlos 
Frau Krüger.

In den Beiträgen der FW vom 07.06.2022 wird 
noch erwähnt, dass die Stadtverwaltung eine 
Umfrage beim Stadtfest 2021 veröffentlicht 
hat. Herr Steffen Alter, diese war manipuliert, 
dass ist bewiesen worden. Der Bürgermeister 
hat diese auch bei der Bürgerbühne genutzt. 
Das war von der MOZ auf den Weg gebracht 
und ist dann zurückgezogen worden. Das 
berechtigt unseren Bürgermeister Herrn 
Rudolph mit falschen Zahlen zu agieren?
Wir erwarten konstruktive Lösungsansätze 
und Ideen für die Entwicklung unserer Stadt. 
Der Stillstand muss beendet werden. Das 
liegt nicht an den Stadtverordneten die stän-
dig negativ benannt werden. Das liegt an der 
Kompromissbereitschaft und Ideenfindung 
aller.
Im Mai sagte Herr Rudolph beim Wirt-
schaftsausschuss. Ich komme mir vor wie auf 
einem Boot im Nebel, wir stochern nur rum 
und finden die Richtung nicht. Da bleibt die 
Frage. Wo ist der Kapitän?
Jeder Mensch hat Stärken und Schwächen. 
Herr Rudolphs Stärken sind. Geschriebenes 
oder Gesprochenes aus dem Kontext zu rei-
ßen, nach seiner Ansicht darzustellen, in dem 
Moment wo sein Gegenüber keine Chance hat 
zu reagieren. Er kann sehr gut polemisieren 
und polarisieren. Und ganz wesentlich, seine 
Politik auf Facebook betreiben. Eine seiner 
größten Schwäche ist die Selbstreflektion. 
Wer aber die Selbstreflektion beherrscht kann 
Herausforderungen besser, systematisch und 
kooperativ bewältigen.
Sehr geehrte Fürstenwalder/innen betei-
ligen Sie sich an der Politik unserer Stadt. 
Nutzen Sie die Einwohnerfragestunde bei 
der Stadtverordnetenversammlung. Der 
Bürgermeister selbst fordert mehr Ideen, 
mehr Forderungen, wie sich Fürstenwalde 
entwickeln soll.

Klaus-Dieter Franz

Wofür ist Herr Rudolph eigentlich gewählt worden und andere

Kritik an Landkreis Oder-Spree 
zum Disziplinarverfahren gegen Fürstenwaldes Bürgermeister Rudolph

BVB / FREIE WÄHLER kritisiert Zeitpunkt 
und Rahmen der Einleitung eines Diszip-
linarverfahrens gegen Fürstenwaldes Bür-
germeister Matthias Rudolph deutlich. Der 
Landkreis Oder-Spree informierte – nach 
zwei Jahren Prüfung – vergangene Woche 
die Fürstenwalder Stadtverordneten noch 
vor dem Betroffenen Rudolph selbst über 
die Einleitung des Verfahrens. Der zeitliche 
Zusammenhang mit der geplanten Entschei-
dung über eine Abwahl von Bürgermeister 
Rudolph am 30. Juni kann kein Zufall sein 
und steht im Verdacht der politischen Instru-
mentalisierung.
Der Landes- und Fraktionsvorsitzende 
von BVB / FREIE WÄHLER Péter Vida 
findet deutliche Worte zu diesem Vorgang: 
„Es ist skandalös und eines Rechtsstaates 
unwürdig, wenn der SPD-geführte Kreis 
zwei Jahre lang das Verfahren verschleppt, 
aber pünktlich zur Abwahl dann einleitet, um 
der Gemeinschaft von SPD, CDU, FDP und 
Linke noch Argumente für eine Abwahl in 
die Karten zu spielen.“
Zeitpunkt und Rahmen des eingeleiteten Ver-
fahrens beinhalten einige pikante Details, die 
einmal mehr die politische Ausnutzung zum 
Nachteil von Matthias Rudolph offenbaren. 
Denn sämtliche Vorwürfe, die Rudolph 
gemacht werden, sind schnell aufklär- und 
ausräumbar. Obwohl der Kreis sich also un-
glaubliche zwei Jahre Zeit zur Prüfung lässt, 

ignoriert er dann vorhandene Fakten und 
bringt Vorwürfe an, die längst ausgeräumt 
oder durch Beschlüsse erledigt sind.
Die angebliche Missachtung der Rechte 
der Gleichstellungsbeauftragten bei der 
Einstellung eines Werkleiters für das kom-
munale Schwimm- und Spaßbad „Schwapp“ 
beschäftigte schon 2020 die städtischen 
Gremien und die Presse. Matthias Rudolph 
wandte sich seinerzeit sogar an das Innen-
ministerium, das seinem Wahlbeamten aber 
trotz Bitte nicht half, sondern den Vorgang 
zurück an den Landkreis delegierte. Zu 
einem weiteren Vorwurf einer angeblich 
fehlerhaften Einstellung von Personal im 
Hochbau hatte Matthias Rudolph bereits 
Ende 2020 eine 18-seitige Stellungnahme 
geschrieben, die ihn eindeutig entlastete. 
Auch in der vorherigen stadtinternen Anhö-
rung sind die Vorwürfe ausgeräumt worden. 
Weitere Vorwürfe gegen Rudolph lassen 
sich in kurzer Zeit ebenfalls aufklären und 
bedürfen keiner jahrelangen Prüfung. Zumal 
der Kreis bereits im Vorfeld Rudolph hätte 
anhören können, um dann zu entscheiden, 
ob ein Disziplinarverfahren überhaupt 
angemessen ist. Offenkundig ist das aus 
politischen Gründen nicht geschehen.
„Warum der Kreis die entlastenden Fakten 
nicht beachtet, alte Themen aufwärmt und 
dafür dann auch noch zwei Jahre braucht, 
wird durch den Landtag zu klären sein. Es ist 

offensichtlich, dass der Kreis den aus seiner 
politischen Sicht richtigen Zeitpunkt zum Ab-
wahlantrag abgewartet hat, um ein Verfahren 
zu eröffnen, dem es an inhaltlicher Substanz 
fehlt“, so Péter Vida. Die Landtagsfraktion 
BVB / FREIE WÄHLER fordert Aufklärung 
und wird das Thema auf die Tagesordnung 
im Innen- und ggf. auch Rechtsausschuss 
nehmen und Anfragen hierzu an die Landes-
regierung und den Innenminister stellen. Das 
Land und der Innenminister müssen endlich 
die kommunalen Amtsträger vor solchen 
Machenschaften schützen. Vor Kurzem erst 
kam durch eine vom Innenministerium vor-
gestellte Kommunalstudie heraus, wie heftig 
Kommunalpolitiker Angriffen ausgesetzt 
sind. Jetzt ist es an der Zeit, den Worten nach 
mehr Unterstützung auch Taten folgen zu las-
sen und den illegitimen Demontageversuch 
gegen einen direkt gewählten Bürgermeister 
endlich zu beenden.
Es ist nahezu grotesk, wie Teile der Stadt-
verordnetenversammlung mit indirekter 
Unterstützung höherer Stellen ihre Wahlnie-
derlagen von 2018 und 2019 ungeschehen 
machen lassen wollen und einen direkt 
gewählten, hart arbeitenden Bürgermeister 
ausbremsen und schikanieren. Doch die 
meisten Fürstenwalder Bürger haben das 
unwürdige Ränkespiel von SPD, CDU, 
Linke und FDP längst durchschaut, wie eine 
von BVB / FREIE WÄHLER in Auftrag 

gegebene repräsentative Umfrage zeigt. Eine 
Mehrheit von 45% will keine Abwahl (32% 
sind dafür, 23% unentschieden) und stellt der 
Stadtverordnetenversammlung dagegen ein 
vernichtendes Zeugnis aus. Gerade mal 19 
% sind mit der Arbeit der Stadtverordneten 
zufrieden, 45% sind unzufrieden, der Rest ist 
unentschieden. Das deckt sich auch mit der 
aktuellen städtischen Sonntagsfrage, bei der 
vor allem Linke (-3,6%) und CDU (-3,9%) 
empfindliche Verluste hinnehmen müssten, 
während das Bündnis Fürstenwalder Zu-
kunft (+1,2%) leicht dazugewinnen würde. 
Auch bei der jüngsten Entscheidung zum 
Schwapp haben die Fürstenwalder wenig 
Verständnis für ihre Stadtverordneten: 48% 
sind unzufrieden mit der Entscheidung der 
Stadtverordneten (37% zufrieden, 15% 
unentschieden).
„In der Gesamtschau der Ereignisse und vor 
dem Hintergrund der eindeutigen Umfrage-
ergebnisse wird es Zeit, für schnelle Auf-
klärung zu sorgen, damit diese politischen 
Schaukämpfe und Blockaden umgehend 
ein Ende finden und der Bürgermeister mit 
voller Kraft seiner Arbeit nachgehen kann. 
Das wäre im Interesse der Stadt und ihrer 
Bürger“ so Péter Vida abschließend.

Péter Vida, MdL
Landesvorsitzender

BVB / FREIE WÄHLER

„Es ist skandalös und eines Rechtsstaates unwürdig, wenn der SPD-geführte Kreis zwei Jahre 
lang das Verfahren verschleppt, aber pünktlich zur Abwahl dann einleitet ...“
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Unser Beratungsangebot der EUTB in 
Trägerschaft des Deutschen Schwerhö-
rigenbundes aus Frankfurt (Oder) ist 
bei Ihnen vor Ort.
• 29.06.2022, 14-17 Uhr, 
Mühlenstr. 25, Fürstenwalde, Innen-
stadtbüro
In dieser kostenlosen Beratung, bieten 
wir Unterstützung und Informationen 
für Menschen mit (drohenden) Behin-
derungen und/oder Angehörige von 
Menschen mit Behinderungen an. Be-
sonders von Hörschädigung (Schwer-
hörigkeit, Ertaubung, Tinnitus, Gehör-

losigkeit …) Betroffene möchten wir 
ansprechen. Mit mobiler Hörverstär-
kungstechnik und eigener Erfahrung 
beraten wir Sie individuell zu allen Fra-
gen zur selbstbestimmten Teilhabe am 
gesellschaftlichen und sozialen Leben 
z.B Wohnen, Arbeit, Bildung, Pflege, 
Assistenz, Mobilität, Familie, Freizeit 
und v.m. 
Bitte melden Sie sich vorab unter  
Tel.: (0335) 13 09 92 94 oder per E-Mail:  
eutb-bb@schwerhoerigen-netz.de an.
Wir beraten, Sie entscheiden. Man 
HÖRT.

Beratungsangebot der EUTB mit Schwerpunkt: 
Hörschädigung in Fürstenwalde

Da� perfekt� Geschen�Da� perfekt� Geschen�Sichern Sie sich bereits 
jetzt Ihr Ticket!

Ticket-Hotline: 
0172-301 9498

oder 

www.eventim.de

Am Bahnhof 1
15562 Rüdersdorf
www.huegelland-event.de
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Regierung sitzt auf 
dem Trockenen

Aus meiner kleinen Anfrage (Drs. 
7/5617) an die Landesregierung zum 
Thema „Zukünftige Entwicklung der 
Grundwassersituation“ geht einmal mehr 
hervor, dass es keine zufriedenstellenden 
Antworten dazu gibt, wie in Zukunft in 
den verschiedenen Regionen mit der be-
reits jetzt gegebenen und immer stärker 
drohenden Wasserknappheit umzugehen 
ist und welche Strategien die Landesre-
gierung dazu hat bzw. entwickelt.
Gerade im Zuge bereits erfolgter und 
zu vermutender weiterer großer Wirt-
schafts- und Industrieansiedlungen sowie 
des Bevölkerungswachstums in einigen 
Regionen muss die Landesregierung 
hier dringend geeignete und verlässliche 
Antworten geben!
Am problematischsten stellt sich das Bei-
spiel aus der Tesla-Region dar: Für neue, 
bereits beplante Wohnbaugebiete im 
Umfeld wird das Wasser auf 105 Liter/
Person beschränkt, obgleich der Durch-
schnitt derzeit bei rund 170 Liter/Person 
liegt. In den folgenden Jahren (ab 2025) 
sollen diese Beschränkungen für alle 
Haushalte der Region gelten und weitere 
neue Plangebiete für Schulen, Wohnen 
und Gewerbe können bereits jetzt über-
haupt nicht mehr entwickelt werden, weil 
der Wasserverband Strausberg-Erkner 
(WSE) als Träger öffentlicher Belange 
in den dazu erforderlichen Anhörungen 
seine Zustimmung grundsätzlich verwei-
gern will.
Also Stillstand mit Ansage der Landesre-
gierung!?
In diesem Zusammenhang – aber auch 
grundsätzlich für die ganze Metropol-
region Berlin-Brandenburg – bedarf es 
dringend einer Strategie der Landesre-
gierungen mindestens für ein ausglei-
chendes Wassermanagement, weshalb 
BVB/Freie Wähler einen ebensolchen 
Antrag (Drs. 7/5520) in den Landtag 
Brandenburg eingebracht hat und dieser 
sogar einstimmig in den zuständigen 
Ausschuss überweisen wurde (was mit 
einem Antrag der Opposition so gut wie 
nie passiert).
Eine entsprechende Strategie der 
Landesregierungen ist bisher nicht im 
Ansatz zu erkennen. So riskiert die Lan-
desregierung sehenden Auges unser aller 
Trinkwasserversorgung, frei nach dem 
Motto: Vorfahrt für die Wirtschaft! Die 

Bevölkerung wird das Nachsehen schon 
haben (müssen)! 
Ich fordere die Landesregierung deshalb 
auf, zeitnah eine Antwort auf die Wasser-
frage für die Bürger vor Ort zu geben – 
zumindest im bereits aktuell betroffenen 
Verbandsgebot des Wasserverbands 
Strausberg Erkner.

Dr. Philip Zeschmann, MdL
BVB/Freie Wähler

Nächste Scheibe 
der Salamitaktik 

Am 02.06.2022 empfahl der Haupt-
ausschuss der Gemeindevertretung 
Grünheide mit 5 zu 4 Stimmen der 
Gemeindevertretersitzung für ein 
Verfahren zur Schaffung von Baurecht 
auf einer Erweiterungsfläche für Tesla 
zu stimmen. Vorausgegangenen war ein 
Antrag von Tesla, ein Grundstück von 
ca. 170 ha angrenzend an die Gigafactory 
zu kaufen. Tesla begründet dies unter 
anderem damit, einen Güterbahnhof auf 
dieser Fläche errichten zu wollen. Diese 
Planung steht im Widerspruch zu dem 
bestehenden Bebauungsplan, in dem 
bereits ein Güterbahnhof enthalten ist.
Auf Anfrage von Bürgern teilte Bürger-
meister Christiani während der Sitzung 
des Hauptausschusses mit, dass er von 
den aktualisierten Planen von Tesla erst 
am 17.05.2022 erfahren hat. Recherchen 
der Märkischen Oderzeitung wiesen je-
doch nach, dass bereits seit Februar 2022 
die Gemeindeverwaltung Grünheide an 
den Plänen für Tesla arbeitet. Christiani 
lügt und macht sich zum Erfüllungsgehil-
fen der SPD-geführten Landesregierung 
Brandenburgs.
Diese Regierungskoalition aus SPD, 
B90/Grüne und CDU ist verantwortlich 
für den Tesla-Deal, den man nur scheib-
chenweise den Bürgerinnen und Bürgern 
zumuten will. Das ist Politik für den 
Konzern Tesla und nicht im Interesse der 
Brandenburgerinnen und Brandenburger.
Die Bürgerinitiative Grünheide und der 
Verein für Natur und Landschaft in Bran-
denburg e. V. verurteilen das Vorgehen 
Christianis auf schärfste und fordern 
erneut seinen sofortigen Rücktritt.
Die Gemeindevertreter Grünheides 
werden aufgefordert, Verantwortung zu 
übernehmen und gegen das Verfahren für 
einen Bebauungsplan auf dem Gelände 
zu stimmen. Manu Hoyer, VNLB e.V.

Leserkarikatur von Siegfried Biener

Der 15. Juni 2022 war kein guter Tag für 
Grünheides Bürgermeister Arne Christi-
ani. Am Morgen erschien in den beiden 
Tageszeitungen Lausitzer Rundschau 
und Märkische Oderzeitung ein ganz-
seitiger Artikel, der Christianis Tätigkeit 
als Spitzel der Staatssicherheit sehr de-
tailliert und mit unappetitlichen Einzel-
heiten nachzeichnet. Bislang hatte Chris-
tiani immer behauptet, unwissentlich als 
Stasi-IM geführt worden zu sein.
Und am selben Tag wurde ihm der Be-
schluss des Verwaltungsgerichtes Frank-
furt (Oder) zugestellt. Das Gericht unter-
sagt ihm, bestimmte Behauptungen über 
mich als Inhaber des Hauke-Verlages zu 
tätigen. Der Beschluss des Verwaltungs-
gerichtes lautet:
„Die Antragsgegnerin [Gemeinde Grün-
heide, vertreten durch den Bürgermeis-
ter] wird im Wege der einstweiligen 
Anordnung vorläufig verpflichtet, es zu 
unterlassen, im Gespräch mit öffentli-
chen Einrichtungen und Betrieben oder 
öffentliche Aufgaben wahrnehmenden 
Unternehmen, Vereinen, Verbänden, Or-
ganisationen oder gemeinnützigen Ge-
sellschaften zu behaupten,

a.) der Antragsteller sei „Sprachrohr 
der AfD und der ‚Rechten‘ allgemein“,

b.) der Antragsteller rufe zu verbotenen 
Demonstrationen auf.
Für jeden Fall der Zuwiderhandlung wird 
der Antragsgegnerin ein Ordnungsgeld i. 
H. v. 1.000,00 € angedroht.“
Ich hatte zusätzlich beantragt, den Bür-
germeister zu verpflichten, keine wei-
teren Kunden zu kontaktieren, um zu 
versuchen, sie von Anzeigenschaltungen 
beim Hauke-Verlag abzubringen. Die-
sem Punkt entsprach das Verwaltungsge-
richt nicht, da eine Wiederholungsgefahr 
nicht bestehe. Der Bürgermeister hatte 
in seinem Schriftsatz beteuert, dass so 
etwas nicht wieder vorkommen werde.
Was ist dieser Gerichtsentscheidung vo-
rausgegangen?
Grünheides Bürgermeister Christiani 
hatte Ende letzten Jahres einen der größ-
ten Anzeigenkunden des Hauke-Verlages 
angerufen und ihn aufgefordert, seine 
Anzeigenschaltungen beim Hauke-Ver-
lag zu stoppen (vgl. Ausgabe 01/22 vom 
12.01.2022). Als Begründung führte er 
die ihm nun gerichtlich untersagten Äu-
ßerungen an.
Dazu stellt das Verwaltungsgericht fest: 
„Bei den Aussagen des Bürgermeisters, 
der Antragsteller sei „Sprachrohr der 
AfD und der ‚Rechten‘ allgemein“ bzw. 
er rufe zu verbotenen Demonstrationen 
auf, handelt es sich um Äußerungen, die 
nach bisherigen Erkenntnissen falsch 
bzw. nicht tragfähig begründet sind.“
Dabei versuchte der Rechtsvertreter des 
Bürgermeisters diese Aussagen in einem 
27-seitigen Schriftsatz ausführlich zu 
belegen, scheiterte damit allerdings. Ge-
rade aufgrund der langen Rechtfertigung 
geht das Verwaltungsgericht von einer 
Wiederholungsgefahr aus und untersag-
te Arne Christiani nun die Aussage unter 
Androhung eines Ordnungsgeldes.
Aus dem 19-seitigen Beschluss des Ver-
waltungsgerichtes ist herauslesbar, wie 
ungewöhnlich es ist, einer Behörde bzw. 
deren Hauptverwaltungsbeamten die 
Wiederholung bestimmter Aussagen zu 
verbieten. Das Gericht geht davon aus, 
„die öffentliche Hand werde sich wegen 

ihrer verfassungsrechtlichen Bindung 
an Recht und Gesetz an die ergangene 
Anordnung halten“. Und trotzdem droht 
es zusätzlich ein Ordnungsgeld in Höhe 
von jeweils 1.000 Euro für den Fall der 
Zuwiderhandlung an. Das hat mit der 
Schwere der durch den Bürgermeister 
verletzten Grundrechte zu tun. Das Ver-
waltungsgericht führt aus: „Andererseits 
hat das Gericht bei seiner Entscheidung 
die besondere Bedeutung der jeweils 
betroffenen Grundrechte [...] zu berück-
sichtigen.“
Der Fall des Grünheider Bürgermeis-
ters wird damit zu einer immer größeren 
Belastung. Die Gemeinde, die durch die 
Tesla-Ansiedlung weit über Deutschland 
hinaus bekannt geworden ist, wird von 
jemandem vertreten, der mindestens drei 
Dinge vereint, die ihn für jedes öffentli-
che Amt disqualifizieren:

1.) Seine mutmaßliche Stasitätigkeit 
hat er jahrzehntelang geleugnet und da-
mit die „Einwohner Grünheides sowie 
alle, die mit ihm an der Tesla-Ansiedlung 
arbeiteten, belogen“, wie MOZ und Lau-
sitzer Rundschau im Konjunktiv festhal-
ten. Die Zeitungen hatten ein Gutachten 
über Christianis Stasiakte anfertigen las-
sen, das im Detail zeigt, welche Aufträge 
er von seinem Führungsoffizier erhielt 
und in welcher Art und Weise er Nach-
barn und Bekannte an die Staatssicher-
heit verriet. 

2.) In einem Interview mit dem hollän-
dischen Fernsehen im vergangenen Jahr 
gab er ganz offen zu erkennen, dass er 
die Demokratie als Staatsform ablehnt. 
Auch auf Nachfrage lenkte Christiani 
nicht ein und sagte: „Ich muss nach den 
Spielregeln spielen, das ist richtig, aber 
deswegen muss ich ja nicht Verfechter 
dieser Methode sein!“ (vgl. Ausgabe 
18/21 vom 01.09.2021)

3.) Und aktuell bestätigt das Verwal-
tungsgericht, dass er in Grundrechte von 
besonderer Bedeutung eingegriffen habe.
Zu allererst müsste sich Arne Christiani 
selbst fragen, ob er für dieses Amt noch 
tragbar ist. Kommt er – wie bislang im-
mer – zu dem Schluss, dass er weder 
sein Amt, noch die Gemeinde, noch die 
Tesla-Ansiedlung beschädigt, müssen 
andere ran. Die Landesregierung muss 
ihm zu verstehen geben, dass er der völ-
lig falsche Mann auf dieser Position ist. 
Aber auch die Gemeindevertreter sind 
gefordert, endlich die Notbremse zu zie-
hen und Arne Christiani das Misstrauen 
auszusprechen. Michael Hauke

Verwaltungsgericht verpflichtet 
Grünheides BM zur Unterlassung

Hauke-Verlag setzt Ansprüche gerichtlich durch

Arne Christiani leugnete jahrzehnte-
lang seine mutmaßliche Stasitätigkeit, 
lehnte in einem Fernseh-Interview of-
fen die Demokratie ab und hat nun vom 
Verwaltungsgericht schriftlich, dass er 
in Grundrechte besonderer Bedeutung 
eingegriffen hat. Wann tritt er zurück?
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„Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert 

zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

Jeder hat das Recht, einen Leserbrief zu schreiben: info@hauke-verlag.de

Grundgesetz Artikel 5 (1) 

“

Parteipolitiker geführte „Verfassungsge-
richt“ wird es wie üblich durchwinken, 
ganz nach dem Grundsatz „im Zweifel 
gegen den Angeklagten“. Und sonst 
natürlich auch. Zweifel sind ja sowieso 
verboten, siehe oben, vor allem an der 
Wirksamkeit der Coronapolitik. Drosten 
hatte schon frühzeitig gewarnt, dass 
eine Bewertung der Maßnahmen nicht 
sinnvoll sei, weil da unerwünschte 
Ergebnisse herauskommen könnten. 
Damit hat er ganz nebenbei über 700 
Bundestagsabgeordnete, die genau diese 
Bewertung zum Gesetz gemacht hatten, 
zu Vollpfosten erklärt. Das gilt aber 
nicht als „Delegitimierung des Staates“ 
und hat die Parlamentarier anscheinend 
auch nicht weiter gestört. Außer Kubicki 
von der FDP vielleicht.
Wenn Sie noch etwas richtig Lustiges 
sehen wollen, sollten Sie sich die 
Szene anschauen, in der unser tapferer 
Kriegsheld, der ukrainische Präsident 
Selenskyj, im ukrainischen Fernsehen 
zur besten Sendezeit mit seinem Penis 
(!) Klavier spielt. Das hatte ich erst für 
russische Propaganda gehalten. Bis ich 
es selbst gesehen habe. Hätte er sich 
dabei nicht wenigstens eine Frauenpe-
rücke aufsetzen und vorher niederknien 
können? So wird das wohl nie etwas mit 
Europa...
Bleiben Sie bei Verstand, 

Dr. H. Demanowski 

Zuweilen wie ,1984‘
Sehr geehrter Herr Hauke, 
werte Redaktion,
durch Zufall stieß ich auf Ihre Publika-
tion und frage mich jetzt, wie so etwas 
überhaupt noch möglich ist. Wahr-
scheinlich nur dank eines überdurch-
schnittlichen Mutes aller Beteiligten. 
Wir scheinen nur noch Themen der rot-
grünen Scheindemokratie zu kennen. 
So schrieb ich schon 2015 in meinem 
gesellschaftskritischen Sci-Fi-Roman 
„Verwandte Verborgener Welt“ „... Die 
Regierenden und deren Gefolgschaften 
sind blind geworden gegenüber der 
Mehrheit des Volkes mit all den angeb-
lich unbedeutenden Problemen. Oder 
anders ausgedrückt, ihr Luxus-Dampfer 
ist schon zu weit entfernt von den 
unzähligen zum Teil brüchigen Booten 
der kleinen Fischer, also des einfachen 
Volkes. Aus dieser Entfernung ist es 
nur selten möglich, jene Klippen auszu-
machen, zwischen denen der einfache 
Mann tagtäglich manövrieren muss.“ 
(veröffentlicht unter Ralf Hans Andreas 
D.). 
An anderer Stelle steht: „Eine Vielzahl 
von Verordnungen – angeblich im Inte-
resse der Verbraucher – werden für eine 
starke Verteuerung des Lebens sorgen. 
Erst, wenn die Mehrheit so gut wie 
nichts mehr besitzt, ist sie im höchsten 
Maße abhängig vom Wohlwollen der 
Mächtigen und deren Diener. Diese 
brauchen überwiegend Bettler, keine 
selbstbewusst agierenden Individuen.“ 
Das Problem ist nur, dass das Volk mehr-
heitlich nicht erkennen will, auf welcher 
schiefen Ebene es talwärts schlittert. Es 
ist zu dumm und/oder zu bequem, hinter 
die instabilen Kulissen zu blicken. Das 

erlebe ich täglich. Manche ersuchen 
mich sogar, leiser zu reden, weil sie 
Angst haben, es könnte ein Ungebetener 
zuhören. Wie berechtigt ist schon wieder 
die Angst vor einem Schnüffelstaat? Auf 
Twitter warnte ich unlängst gegenüber 
einem unbedarften Grünen davor, dem 
Geschwafele irgendwelcher Gedanken-
loser zu folgen. 
Ich komme mir zuweilen vor wie in 
Orwells „1984“, wo die Mehrheit 
akzeptieren musste, dass 2 plus 2 im 
Ergebnis 5 sein muss. 
Ich wünsche Ihnen allen noch viel Er-
folg.  Ralf Andreas Dressel 

Hilfe für die Tafeln 
in Oder-Spree

Am 08. Juni 2022 stand der Antrag der 
Linksfraktion zur Unterstützung der 
Tafeln im Landkreis als ordentlicher An-
trag auf der Tagesordnung. Die Behand-
lung von Dringlichkeitsanträgen zum 
gleichen Gegenstand hatte der Kreistag 
in zwei vorhergehenden Sitzungen noch 
abgelehnt.
Da die Kreisverwaltung offenbar 
Schwierigkeiten mit dem Umgang mit 
einem von der Linksfraktion einge-
brachten Antrag hatte, hat sie nach der 
Einbringung des Antrags der LINKEN 
zum gleichen Gegenstand eine eigene 
Vorlage eingebracht.
Nunmehr wurde beschlossen, die von 
der GefAS in Erkner, Beeskow, Storkow 
und Fürstenwalde betriebenen Tafeln 
mit insgesamt 20.900 €, den CARIsatt-
Laden Fürstenwalde (Caritas) mit 1.900 
€ und die Tafel Eisenhüttenstadt (GEM) 
mit 2.400 € zu unterstützen.
Damit soll ein Teil der infolge der Preis-
steigerungen für Treibstoffe angefalle-
nen Mehrkosten ausgeglichen werden. 
Anders als die Landesregierung sind die 
Kreisverwaltung und der Kreistag bereit, 
den Tafeln dringend notwendige Hilfe 
zu erweisen. Ohne den bereits im März 
eingebrachten Antrag der Linksfraktion 
hätte es diesen Kreistagsbeschluss nicht 
gegeben.
Schuldnerberatung im Landkreis aus-
kömmlich finanzieren!
In einer durch die Linksfraktion veran-
lassten Anhörung im Sozialausschuss 
war deutlich geworden, dass Pandemie 
und Preisentwicklung zu wachsenden 
Ansprüchen an die Schuldnerberatung 
führen. Gleichzeitig war in den letzten 
Jahren die Finanzierung der Schuldner-
beratung reduziert worden.
Auf Antrag der Linksfraktion hat nun 
der Kreistag die Kreisverwaltung be-
auftragt in Vorbereitung des Haushaltes 
2023, eine gründliche Kostenermittlung 
durchzuführen und eine auskömmliche
Finanzierung der Schuldnerberatung 
sicherzustellen. Dr. Artur Pech

Fraktionsvorsitzender Die Linke

Leuchtturm ARD
Ich möchte Ihren Lesern gern die Initia-
tive „Leuchtturm ARD“ vorstellen.
Diese Initiative hat nur Erfolg, wenn 
sehr viele Menschen daran teilnehmen.
Sie kostet acht Euro (eventuelle Mahn-
gebühr) plus 85 Cent plus 2,35 Euro 
(Briefporto) und vielleicht 20 bis 30 
Minuten Lebenszeit.
Details können Sie auf der Homepage 
der Initiative und in deren Telegram-
Kanal nachlesen.
Es gibt einen Acht-Milliarden-Konzern, 
der uns gehört, weil wir diese acht 
Milliarden zahlen. Stichwort Rund-

Zeitung am Bahnhof 
mitgenommen

Kompliment für Ihr Druckerzeugnis! 
Habe es (im Dienst in Fürstenwalde) 
an der Auslagestelle Bahnhof entdeckt 
und interessehalber mitgenommen. Es 
gibt wenige „Zeitungen“, die so gut 
gemacht sind! Habe selbst bis 2003 bei 
einem etablierten Tageblatt Herzblut 
geopfert, war zwei Jahre später noch mal 
in Halle/S. bei einer Sonntagszeitung, um 
ein Anzeigensystem zu etablieren, aber 
was Sie machen, ist aller Ehren wert! 
Besonders beeindruckt hat mich die 
Leser-Resonanz! Weiterhin viel Kraft, 
Mut, Geschick und Erfolg!

 Gruß aus Chosebuz
Steffen Schimann

Delegitimierung 
des Staates

Sehr geehrter Herr Hauke,
normalerweise bin ich kein Kind von 
Traurigkeit und freue mich über jeden 
Anlass zum Lachen. Solche Anlässe gibt 
es in letzter Zeit ja in Hülle und Fülle. 
Leider bleibt einem das Lachen immer 
öfter im Halse stecken. Und zwar immer 
dann, wenn man dahinter kommt, dass 
das Lächerliche eigentlich völlig ernst 
gemeint war.
So spielt die Fußball-Nationalmann-
schaft der Männer, die seit einiger Zeit 
nicht mehr „national“ heißen darf und 
deshalb nur noch „die Mannschaft“ 
genannt wird, neuerdings bei Länder-
spielen in Frauen-Trikots. Nein, noch  
nicht in Miniröckchen und Strapsen, 
aber wer weiß. Natürlich erst, nachdem 
man vorher mit Niederknien ein „Zei-
chen gegen Rassismus“ (?) gesetzt hat. 
Würden sich die Jungs stattdessen als 
„Zeichen der Solidarität“ die Gesichter 
schwarz anmalen, wäre das allerdings 
ganz, ganz böse. Nämlich „Blackfacing“ 
beziehungsweise „kulturelle Aneig-
nung“. Jedes Kindergartenkind, das mal 
als Indianer zum Fasching gehen wollte, 
kann ein Lied davon singen: streng 
verboten, politisch nicht korrekt! „Die 
Mannschaft“ darf diesen Scherz noch 
machen, sogar im Fernsehen, jedenfalls 
solange man sich nur als (alte?, weiße?) 
Frau verkleidet.
Einer norwegischen Feministin drohen 
hingegen drei Jahre Gefängnis, weil sie 
sinngemäß behauptet hat, dass biologi-
sche Männer, die sich selbst als Frauen 
sehen, nicht lesbisch sein können. Das 
wird in Norwegen (und anderen Län-
dern) als „Hassrede“ bestraft. Aber ganz 
so schlimm ist das nun auch nicht: Zur 
Ermordung von Russen darf nämlich 
weiterhin aufgerufen werden, Facebook 
hat sogar extra seine Regeln geändert, 
um das zu ermöglichen. „Westliche 
Werte“ müssen hochgehalten werden. 
Und Hand aufs Herz: Sind nicht die 
allermeisten Männer lesbisch, weil sie 
Frauen lieben, genau wie die meisten 
Frauen schwul sind, weil sie auf Män-
ner stehen? Und schließlich hat das ja 
auch gute Seiten. Sie könnten sich zum 
Beispiel zur Frau erklären, die gerne 
Männersachen trägt und lesbisch ist, 
Herr Hauke. Dann ändert sich für Sie 
im Alltag eigentlich nichts. Sogar Ihre 
Ehefrau können Sie behalten und genau-
so liebhaben wie immer. Aber ab jetzt 
werden Sie staatlich gefördert! Wenn 
sich Ihre Frau auch noch als schwuler 
Trans-Mann deklariert, werden Sie so-
gar beide gefördert! Und es ändert sich 

immer noch nichts. Das sollte man sich 
doch nicht entgehen lassen! Das hat sich 
„Tessa“ (eigentlich Markus) Ganserer 
(bitte googeln!) von den Grünen sicher 
auch gesagt und auf einem Listenplatz 
für Frauen ein Bundestagsmandat er-
gattert. Für über 10.000 Euro monatlich 
plus Spesen würde sicherlich so man-
cher gerne Stöckelschuhe überziehen.
Falls der Verfassungsschutz meine 
Überlegungen in den falschen Hals 
bekommt, wäre ich übrigens „rechtsex-
trem“. Das sind ab jetzt nämlich alle, 
die sich „politisch unkorrekt“ verhalten 
(also z.B. – wie Wolfgang Thierse, 
der alte Zausel – „Gäste“ sagen statt 
„Gästinnen“ [Esken]), die Regierung 
kritisieren oder gar für das Grundgesetz 
eintreten. Dafür gibt es extra einen neuen 
Tatbestand. Er heißt „Delegitimierung 
des Staates“. In der DDR hieß es noch 
„öffentliche Herabwürdigung“ bzw. 
„staatsfeindliche Hetze“, womit ich aber 
nicht behaupten will (DDR-Vergleiche 
fallen nämlich auch in diese Kategorie), 
wir seien wieder in der DDR angekom-
men. Es ist schlimmer. Die Wartezeiten 
auf Neuwagen (und entsprechend die 
Gebrauchtwagenpreise), das Fernseh-
programm und die Versorgungsengpässe 
gleichen sich gerade an, der Papierkrieg 
bei Auslandsreisen auch. Der im Inland 
ist bereits schlimmer. Die Mieten, Ener-
gie- und Lebensmittelpreise sowieso. 
Inzwischen findet man nicht mal mehr 
im Plattenbau eine Wohnung und Com-
puterchips sind wieder Mangelware. Bei 
Gesangswettbewerben gewannen früher 
die Bruderländer, heute die Ukraine. 
Fernseher sind jetzt deutlich billiger, 
aber die Anschaffung lohnt nicht mehr 
– was sollte man sich damit ansehen? 
Ost(!)fernsehen wie „RT deutsch“ ist 
(im Gegensatz zum früheren West-
fernsehen) verboten (!) und man kann 
es nicht einmal heimlich sehen, weil 
die Ausstrahlung heutzutage auf allen 
Kanälen effektiv verhindert wird. Das 
hat sich dereinst nicht mal Honecker 
getraut! Der hat übrigens auch keine 
Pressefreiheit (für andere) gefordert. 
Damals wurde im Glashaus noch nicht 
mit Steinen geworfen, und Ursula von 
der Leyen oder Annalena Baerbock 
wären völlig undenkbar gewesen. Jetzt 
wie einst darf man die Regierung jeder-
zeit uneingeschränkt loben, damals wie 
heute beruft man sich besser nicht auf 
die Verfassung.
Bisher dachte ich immer, dass sich 
der Staat doch eigentlich selbst de-
legitimiert, z.B. wenn er „Wahlen“ 
veranstaltet, wie jüngst in Berlin, wo 
die Stimmen am Ende „geschätzt“ wur-
den, oder wegen Corona Grundrechte 
„aussetzt“ ohne belegen zu können, 
wozu. Die „Expertenkommission“ des 
Gesundheitsministers empfiehlt schon 
wieder Corona-Maßnahmen für den 
Herbst. Gleichzeitig kann sie ihren 
gesetzlichen (!) Auftrag zur Bewertung 
der Wirksamkeit der bisherigen Maß-
nahmen einschließlich Lockdowns, 
Schulschließungen, Masken- und 
„Impf“zwang nicht erfüllen: Es fehlen 
die Daten, leider, leider. Wenigstens 
reichen die (nicht vorhandenen) Daten 
anscheinend aus, um schon wieder neue 
Maßnahmen zu fordern. Das von einem 
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Wer schützt die Verfassung 
vor dem Verfassungsschutz?

Von Michael Hauke
Am 7. Juni 2022 stellte Bundesinnen-
ministerin Nancy Faeser den aktuellen 
Verfassungsschutzbericht vor. Und der 
hat es in sich. Waren bislang Meinungs- 
und Pressefreiheit zumindest auf dem 
Papier garantiert, hebelt dieser Verfas-
sungsschutzbericht die grundgesetzlich 
geschützte Meinungsfreiheit komplett 
aus. Dafür hat der deutsche Inlandsge-
heimdienst in seinem Bericht eine neue 
Rubrik eingeführt. Zwischen Links- 
und Rechtsextremismus gibt es nun die 
Rubrik „Verfassungsschutzrelevante 
Delegitimierung des Staates“ (Seite 112 
bis 120). 
Verfassungsschutzrelevant ist derjenige 
in Deutschland, der versucht, „politisch 
Verantwortliche herabzusetzen“ (Seite 
120) oder versucht, „das Vertrauen in 
die parlamentarische Demokratie, in 
staatliche Institutionen sowie in Wis-
senschaft und Medien zu untergraben.“ 
(Seite 119). Lassen Sie das bitte auf 
sich wirken. Man darf die politisch Ver-
antwortlichen nicht „herabsetzen“. Und 
dann werden „Medien“ und „staatliche 
Institutionen“ so zusammengefasst, 
dass sie der Verfassungsschutz in einem 
Atemzug nennt. Hier wird eine Einheit 
zwischen Regierung und Medien ge-
schaff en, die suggeriert, dass beide die 
gleichen Interessen hätten. Vielleicht ist 
das inzwischen auch so. Aber in einer 
funktionierenden Demokratie kontrol-
lieren die Medien die Regierung und 
werden nicht von dieser vor „Herabset-
zung“ geschützt! Die „staatlichen Ins-
titutionen“ werden von Parteipolitikern 
geführt, die zu kritisieren früher das 
Recht und sogar die Aufgabe der Op-
position waren. Heute ist das Thema im 
Verfassungsschutzbericht.
Sollte also jemand das Vertrauen in 
„Medien“, „staatliche Institutionen“ 
oder sogar die unfehlbare „Wissen-
schaft“ „untergraben“, dann ist er tat-
sächlich ein Fall für den Geheimdienst!
Der Verfassungsschutz nennt ganz 
konkret die Kritik an den Corona-Maß-
nahmen, Kritik an Maßnahmen zur Be-
wältigung des Klimaschutzes und sogar 
Kritik am staatlichen Totalversagen in 
Bezug auf das Ahrtal als Beispiele für 
die „Delegitimierung des Staates“.
Kritik ist nicht nur unerwünscht, son-
dern wird nun als „Herabsetzung“ mit 
geheimdienstlichen Mitteln bekämpft. 
Wörtliches Zitat aus dem Verfassungs-
schutzbericht (Seite 120) zur Flutka-
tastrophe im Ahrtal: „Andererseits er-
weckte man aktiv den Eindruck, dass 
staatliche Stellen bewusst nur unzurei-

chend an der Verbesserung der Versor-
gungslage arbeiten würden beziehungs-
weise mit der Bewältigung der Lage 
komplett überfordert gewesen seien.“ 
Wer so etwas behauptet, ist ein Verfas-
sungsfeind!
Sollte man darauf hinweisen, dass das 
Bundesverfassungsgericht eventuell 
seine Unabhängigkeit eingebüßt haben 
könnte, dadurch dass der stellvertreten-
de CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende, 
ohne jemals vorher Richter gewesen 
zu sein, direkt zu seinem Präsidenten 
ernannt wurde, gerät man ebenfalls ins 
Visier des Geheimdienstes, dafür reicht 
die „Agitation gegen und Verächtlich-
machung von demokratisch legitimier-
ten Repräsentantinnen und Repräsen-
tanten sowie Institutionen des Staates 
und ihrer Entscheidungen.“ (Seite 112)
Der Pluralismus wird im Allgemei-
nen infrage gestellt: „Eine derartige 
Agitation steht im Widerspruch zu 
elementaren Verfassungsgrundsätzen 
wie dem Demokratieprinzip oder dem 
Rechtsstaatsprinzip.“ (Seite 112) Das 
Gegenteil ist der Fall. Die Kritik an 
politischen Entscheidungen ist das We-
sensmerkmal der Demokratie!
Auf Seite 115 schreibt der Geheim-
dienst „Hierdurch soll die Rechtmäßig-
keit der Corona-Schutzmaßnahmen in 
Zweifel gezogen und der Rechtsstaat 
im Allgemeinen diskreditiert werden.“ 
Wer diejenigen kritisiert, die dafür ver-
antwortlich sind, was Millionen Kin-
dern durch Schul- und Spielplatzschlie-
ßungen sowie Kontaktverbote angetan 
wurde oder den Senioren, die man jeder 
familiären Kontakte beraubte, ist ein 
Fall für den Verfassungsschutz! Genau-
so verhält es sich mit Kritik („Verächt-
lichmachung“) an den Lockdowns. 
Auch durch die eigentlich grundgesetz-
lich geschützte Meinungsfreiheit macht 
man sich verdächtig. Auf Seite 113 
heißt es: „Telegram (...) wird vor allem 
zur ungefi lterten Verbreitung ideologi-
scher Inhalte sowie zur Mobilisierung 
für Protestveranstaltungen genutzt.“
Hier kriminalisiert das Bundesinnen-
ministerium gleich zwei Dinge auf 
einmal: Die Wahrnehmung des De-
monstrationsrechtes („Mobilisierung 
für Protestveranstaltungen“) und den 
unzensierten („ungefi lterten“) Konsum 
von Nachrichten.
Wer also die staatlichen Institutionen, 
die Medien oder die mithelfende Wis-
senschaft für deren grundgesetzwidrige 
Maßnahmen oder den Ausschluss von 
Millionen Menschen aus dem sozialen 
Leben, was verniedlichend „2G“ ge-
nannt wurde, kritisiert, ist ein Fall für 
den Verfassungsschutz. Veranlasst wird 
das ausgerechnet von denjenigen, die 
die Würde des Menschen und die Ver-
fassung mit all ihren Maßnahmen un-
zählige Male gebrochen haben. Dieser 
Verfassungsschutzbericht schützt nicht 
das Grundgesetz, was seine Aufgabe 
wäre, sondern Politiker, die sich vor 
Kritik nicht anders zu schützen wissen 
als Andersdenkende zu Staats- und Ver-
fassungsfeinden zu erklären. 

funkbeitrag. Dieser Konzern ist der 
öff entlich-rechtliche Rundfunk (örR). 
Die Situation, die wir seit über zwei Jah-
ren erleben, ist in großen Maßen durch 
die Propaganda des örR verursacht. 
Dieser örR hat mit der Corona-Hysterie 
Angst und Panik geschürt, in einer 
Situation in der normalerweise Angst 
und Panik zu verhindern gewesen wäre, 
wenn der Bevölkerung Gefahr droht. 
Und er schürt weiter Angst und Panik, 
um 100 Milliarden für die Rüstung zu 
begründen, denn die Russen kommen. 
Und es gibt viele weitere Beispiele - 
Stichwort Klima...
Der örR hat die Zensur eingeführt, gegen 
alles, was dem staatlichen Narrativ wi-
derspricht, statt den Dialog zu pfl egen. 
Zensur ist verfassungswidrig. 
Der örR hat mit dem Grundgedanken 
des Rundfunkstaatsvertrages gebrochen, 
ausgewogen zu informieren. Stattdessen 
betreibt er Propaganda vom Feinsten. 
Er ist das Sprachrohr der Pharma- und 
Rüstungsindustrie und deren Politiker 
geworden.
Als sozialisierter DDR-Bürger habe 
ich damals gelernt: Massenmedien sind 
Klassenmedien. Die Massenmedien 
dienen dem Kapital, in der letzten Zeit 
vor allem der Pharma- und Rüstungsin-
dustrie. 
Soweit so gut, wie leben nun mal im Ka-
pitalismus. Pervers ist nur, dass wir das 
auch noch selber bezahlen (müssen)! 
Hier meine Milchmädchenrechnung: 40 
Millionen Haushalte x 18 € monatlich x 
12 Monate = 8,64 Mrd. €
Die Initiative „Leuchtturm ARD“, die 
es übrigens auch in Österreich und in 
der Schweiz für den dortigen örR gibt, 
verfolgt das Ziel, auf legalem Wege in 

vier Schritten den örR zu veranlassen, 
auf den Boden der Verfassung und des 
Rundfunkstaatsvertrages zurückzukeh-
ren. Und das rechtlich fundiert, in vier 
Schritten:
1. Zahlungsstopp veranlassen, d.h. Ein-
behaltung des Rundfunkbeitrages
2. Antrag auf Beitragsbefreiung für ein 
Jahr
3. Aktionsbrief zur Übergabe an den örR
4. Manifest unterschreiben (welches 
zum 10.06. über 263. 000 Unterschriften 
trägt) 
Aber Achtung. Diese Initiative kann nur 
Wirkung entfalten, wenn viele mitma-
chen, wirklich viele. 
Bitte lesen Sie auf der Website der 
Initiative https://leuchtturmard.de/ und 
im Telegram-Kanal https://t.me/Leucht-
turmARD nach, um die Einzelheiten zu 
erfahren. Bitte machen Sie mit. Damit 
hätten wir eine große Chance, die jetzige 
Situation zum Guten zu wenden.

H.-U. Killa

Der Verfall 
Deutschlands

Hochgeschätzter Herr Hauke, 
Ihr Beitrag „Die Menschen für‘s 
Frieren erwärmen“ spiegelt den Verfall 
Deutschlands. Die Macher der Politik 
leben in Saus und Braus, haben noch nie 
gearbeitet, geben Geld aus was nicht
vorhanden ist und klopfen sich auf die 
Brust über Ihre angeblich demokrati-
schen Entscheidungen. Kanzler, Außen-
ministerin, Kriegsministerin, alle weben 
Deutschlands Leichentuch.   

Horst Haserück
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